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1. Fragestellung und Gutachtensauftrag

Ich wurde im April 2025 vom Bundesminister fir Innovation, Mobilitdt und Infrastruktur
(BMIMI) beauftragt, ein Rechtsgutachten zu Rechtfragen des Hochleistungsstreckengesetzes

(HIG) zu verfassen.

Das Ziel des zu erstellenden Gutachtens ist es, Vorschldge zur Optimierung des HIG bzw der
Hochleistungsstrecken-Verordnungen (HL-VOs) zu formulieren, um damit die Rechtssicherheit

in zuklinftigen Genehmigungsverfahren im Bereich der Hochleistungsstrecken zu erhdhen.
Folgende Leistungen wurden hierzu als notwendig angesehen:

= Analyse der bestehenden Rechtslage (HLG, EisBG, UVP-G, SPV-G, HL-VOs)

= |dentifikation des Anpassungsbedarfs zur Erhohung der Rechtssicherheit (insbesondere
Knotenproblematik)

= Darlegung und Diskussion von Handlungsoptionen:

e Moglichkeiten zur Anpassung des HIG inkl Knoten (zB Gesamtnetz-VO iS einer re-
daktionellen Uberarbeitung, Kartendarstellungen, Fristen Trassengenehmigungen
etc.)

e Beriicksichtigung und Darlegung von Implikationen auf mégliche SP-V-Pflichten

e Darauf aufbauend, Darstellung von Vor- und Nachteilen der jeweiligen Losung an-
hand von konkreten Beispielen (Raaber Bahn, innere FJB, parallele Bestands- und
Neubaustrecken, Knoten und Grenziibergabepunkte)

=  Formulierung einer Empfehlung zur Anpassung des HIG

Gegebenenfalls wird in weiterer Folge eine Novellierung des HIG sowie ggf eine redaktionelle

Uberarbeitung der HL-VOs angestrebt.
In weiterer Folge wurden von mir Interviews mit folgenden Personen durchgefihrt:

= Dr. Erich Neumeister, LL.M.
= Mag. Andreas Netzer
= Dr. Hans Wehr

= DI Felix Sternath



2. Analyse der bestehenden Rechtslage

2.1. Kompetenzverteilung

2.1.1. Art 10 Abs 1Z 9 B-VG

Die Gesetzgebung und Vollziehung in Bezug auf das ,Verkehrswesen beziiglich der Eisenbah-
nen” sind gem Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG Bundessache. Nach der Rsp des VfGH ist das , Verkehrs-
wesen” ein Oberbegriff, der alle Ortsveranderungen von Personen und Gltern umfasst. ,Ver-
kehrswesen” bedeutet aber keine Einschrankung in dem Sinne, dass nur ein Teil des Eisen-
bahnwesens, ndamlich des Verkehrswesens ieS, in die Zustandigkeit des Bundes fallt, sondern
es ist das gesamte Eisenbahnwesen als Teil des Verkehrswesens umfasst.! Der Kompetenztat-
bestand ,Verkehrswesen bezliglich der Eisenbahnen” beinhaltet vielmehr das Eisenbahnwe-
sen Uberhaupt.? Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG erfasst folglich das gesamte Eisenbahnwesen als Teil
des Verkehrswesens und begriindet eine ausschlieRliche Zusténdigkeit des Bundes zur Rege-

lung des Baus von Eisenbahnen?® und des Betriebs von Eisenbahnunternehmen.*

Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG erfasst insbesondere auch die mit dieser Materie zusammenhadngenden
Bausachen. Auch wenn das Baurecht nach Art 15 Abs 1 B-VG eine Landeskompetenz darstellt,
sind Bausachen in gewissen Fadllen wegen ihres unléslichen Zusammenhanges mit einem Sach-
gebiet, dass die Verfassung als Hauptsache der Zustandigkeit des Bundes in Gesetzgebung und
Vollziehung vorbehdlt, von der fiir das Hauptgebiet getroffenen Zustandigkeitsregel mitum-

fasst.s

In diesem Zusammenhang ist wesentlich, dass der Begriff der Eisenbahnanlage in der Recht-
sprechung weit verstanden wird. Als Eisenbahnanlage gelten nach dem Gesetz alle Bauten,
Einrichtungen und Grundstiicke, die ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar der Ab-
wicklung oder Sicherung des Eisenbahnbetriebs dienen.® Dies trifft auf alle Gleisanlagen,

Stromleitungen, Stellwerke, Bahnhofsgebdude und Larmschutzwande zu, sodass sie

1 vfSlg 2906/1995.

2 VfSlg 3504/1959.

3 vfSlg 2865/1954.

4 Rosenkranz in Kahl/Khakzadeh/Schmid, Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2012) Art 10 Abs 1Z 9 B-VG
Rz 6.

5 VfSlg 2685/1954.

6§ 10 EisenbahnG.



ausschlieBlich eisenbahnrechtlich zu bewilligen sind und Bau- und Raumordnungsgesetze
nicht anzuwenden sind. Die Vollzugspraxis ist haufig mit Mischverwendungen von Eisenbahn-
anlagen konfrontiert, etwa wenn Gewerbebetriebe in Bahnhofen errichtet und betrieben wer-
den. Diese sind auch dann ausschliellich eisenbahnrechtlich zu beurteilen, wenn in diesen
Bauteilen gar keine eisenbahnrechtliche Nutzung erfolgt, sie aber Teil der Eisenbahnanlage
sind, weil sie mit einer solchen eine bauliche Einheit bilden.” Dies hat zur Folge, dass bei sol-
chen Mischverwendung von Bahnhofsgebduden stets das Eisenbahnrecht Vorrang genief3t,

unabhangig davon, welche Nutzung flachenmaRig tiberwiegt.?

Der Kompetenztatbestand , Verkehrswesen beziiglich der Eisenbahnen” schlieRt die Erlassung
und Anwendung landesgesetzlicher Regelungen unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes
auf Eisenbahnanlagen nicht aus.’ Die Lander sind daher berechtigt, Regelungen des Eisen-

bahnwesens unter dem Gesichtspunkt des Natur- und Landschaftsschutzes zu regeln.°

Das Verkehrswesen bezliglich der Eisenbahnen zdhlt zu den in Art 102 Abs 2 B-VG taxativ ge-
nannten Angelegenheiten (,Verkehrswesen”). Demnach kann gesetzlich vorgesehen werden,
dass diese Angelegenheiten unmittelbar von Bundesbehdrden vollzogen werden, wobei es
dem Bundesgesetzgeber auch freisteht, auch in diesen Materien eine Vollziehung im Rahmen

der mittelbaren Bundesverwaltung vorzusehen.*

2.1.2. Art 10 Abs 1Z9iVm Art 11 Abs 6 B-VG

Der dritte Abschnitt des UVP-G 2000 — das Sonderregime fiir Bundesstrallen und Hochleis-
tungsstrecken —weist eine eigene (vom sonstigen UVP-Recht abweichende) Kompetenzgrund-

lage auf, die sich in Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG und Art 11 Abs 6 B-VG findet.

Der im Zuge der UVP-G-Nov 2004 neu gefasste Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG (,,Umweltvertréglich-

keitspriifung fiir Bundesstrafien und Eisenbahn-Hochleistungsstrecken, bei denen mit

7 ZB VWGH 16. 3. 2012, 2009/05/0237; vgl| weiters Wiederin, Eisenbahnanlagen und Landesbaurecht, ZfV 2013,
163 (179 ff); BuBjdger/Sonntag, Eisenbahnanlagen und Baurechtskompetenzen der Lander, ZfV 2014, 641 (645);
Wiederin, Theorien als Methoden der Kompetenzinterpretation, ZfV 2015, 236 (241).

8 Vgl Ennéckl, Die blinden Flecken der 8sterreichischen Bau- und Raumordnungsgesetze, in FS Schulev-Steindl|
(2024) 109 (116).

9 VfSlg 15.552/1999; VwSlg 14.274 A/1995; VwGH 27. 7. 2007, 2003/10/0284.

10 gugjéger, Verfassungsrechtliche Fragen der Anwendung des Naturschutzrechtes der Linder auf Verkehrspro-
jekte, RdU 2000, 83; Morscher, Zu den Grenzen der Bundeskompetenzen »Verkehrswesen bezliglich der Eisen-
bahnen und der Luftfahrt« (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG), FS Schambeck (1994) 527 (546).

11 Rosenkranz in Kahl/Khakzadeh/Schmid Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG Rz 14.



erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist”) stellt die verfassungsgesetzliche
Grundlage fiir die Durchflihrung der UVP dar. lhre Normierung in Art 10 B-VG bewirkt, dass
die Vollziehung der entsprechenden Vorschriften in die Zustandigkeit des Bundes fallt, man-
gels Erwdhnung in Art 102 Abs 2 B-VG in mittelbarer Bundesverwaltung. Dadurch bleibt die
Zustandigkeit des (nunmehrigen) BMIMI fur Verfahren betreffend BundesstraBen und Hoch-

leistungsstrecken auch im Rahmen des UVP-G 2000 gewahrt.

Die inhaltlichen Genehmigungsvoraussetzungen des dritten Abschnittes stiitzen sich auf die
Bedarfsgesetzgebungskompetenz des Bundes in Art 11 Abs 6 B-VG (,Genehmigung der in Art
10 Abs 1 Z 9 B-VG genannten Vorhaben®). Danach ist der Bund ermachtigt, die materiellen
Bestimmungen fiir die Genehmigung von Verkehrsvorhaben iSd Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG einheit-
lich zu regeln, soweit ein Bedirfnis nach Erlassung solcher Vorschriften besteht. Da Art 11
Abs 6 letzter Satz B-VG auf Art 11 Abs 4 B-VG verweist, gilt fiir die auf dieser Grundlage be-
schlossenen Bestimmungen die sonst geltende Kompetenzgrundlage. Die Zustandigkeit zum
Vollzug der Bedarfsregelungen liegt damit je nach Gegenstand des Verfahrens sowohl beim
Bund als auch bei den Landern.?? Damit wird bewirkt, dass die Vorhaben des dritten Abschnitts
bundesweit einheitlichen Genehmigungskriterien unterzogen werden kénnen, jedoch keine
Genehmigungskonzentration, wie sie der zweite Abschnitt vorsieht, stattfindet. Die Genehmi-
gung von Bundesstraflen und Hochleistungsstrecken hat vielmehr kumulativ durch Bund und

Lander zu erfolgen.®

2.2. Einfachgesetzliche Rechtslage

Hochleistungsstrecken bilden eine besondere Kategorie von Eisenbahnen, was sich in einem
eigenen Genehmigungsregime widerspiegelt. Mit ihnen soll ein leistungsfahiger Personen-
und Glterverkehr auf der Schiene mit hoher Fahrgeschwindigkeit eingerichtet werden.'* Die
Genehmigung von Hochleistungsstrecken erfolgt in einem mehrstufigen, komplexen Verfah-
ren unter Bedachtnahme auf mehrere rechtliche Grundlagen. Da zum Ausbau eines entspre-

chenden Schienennetzes grofle Um- und Neubauten erforderlich sind, wird dem

2 Madner, UVP, in Holoubek/Potacs (Hrsg), Offentliches Wirtschaftsrecht* (2019) Bd 2, 1213 (1223).

13 Ennéckl, Kompetenzrechtliche Grundlagen des UVP-G, in Ennéckl/N. Raschauer (Hrsg), UVP-Verfahren vor dem
Umweltsenat (2008) 19 (33).

4 piirgy/Hofer, Verkehrsrecht, in Holoubek/Potacs (Hrsg) Offentliches Wirtschaftsrecht* | (2019) 1123.



eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren (§§ 31 ff EisbG*) mit dem HIG®* ein — zT
dem BStG nachempfundenes — Trassenfestlegungsverfahren vorgeschaltet.’® Auf Planungs-
ebene sind dariber hinaus das StEntG* und das SP-V-G? zu beachten. Hochleistungsstrecken

fallen dariber hinaus regelmaRig in den Anwendungsbereich des UVP-G 200071,

2.2.1. HIG

§ 2 des HIG sieht vor, dass fiir den Bau von und den Betrieb auf Hochleistungsstrecken die
Bestimmungen des EisbG und des EisenbahnEnteignungsentschadigungsgesetzes 1954 (Eis-
bEG)? gelten, soweit darin keine Abweichungen enthalten sind. Das HIG stellt somit keine ab-
schliefende Regelung der Planung und Errichtung von Eisenbahn-Hochleistungsstrecken dar,
sondern tritt kumulativ zu den planungs- und baurechtlichen Vorschriften des allgemeinen

Eisenbahnrechts hinzu.*

Das HIG wird in unmittelbarer Bundesverwaltung vollzogen. Fiir die Vollziehung des § 1 HIG
(Hochleistungsstreckenverordnung) ist die Bundesregierung (BReg) zusténdig. Im Ubrigen ob-
liegt die Vollziehung dem Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie (nunmehr:

BMIMI) (§ 15 HIG).

15 Eisenbahngesetz 1957 — EisbG - Bundesgesetz (iber Eisenbahnen, Schienenfahrzeuge auf Eisenbahnen und den
Verkehr auf Eisenbahnen BGBI 1957/60 idF BGBI | 2024/115.

16 Hochleistungsstreckengesetz — HIG — Bundesgesetz (iber Eisenbahn-Hochleistungsstrecken BGBI 1989/135 idF
BGBI | 2004/154.

17 AB 873 BIgNR XVII. GP 1.

18 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs 1123.

19 Standortentwicklungsgesetz — StEntG - Bundesgesetz iiber die Entwicklung und Weiterentwicklung des Wirt-
schaftsstandortes Osterreich BGBI 1 2018/110.

20 Bundesgesetz liber die strategische Priifung im Verkehrsbereich (SP-V-Gesetz) BGBI | 2005/96 idF BGBI |
2014/25.

21 Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz 2000 — UVP-G 2000 — Bundesgesetz iiber die Priifung der Umweltver-
traglichkeit BGBI 1993/697 idF BGBI | 2023/26.

22 Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner (Hrsg), Eisenbahngesetz. Kommentar samt verkehrspolitischen, 6ko-
nomischen und rechtlichen Grundlagen® (2021) § 31 Anm 9.

2 Eisenbahn-Enteignungsentschidigungsgesetz — EisbEG BGBI 1954/71 idF BGBI | 2010/111.

24 Netzer/Pipp, Verbotsbereiche im ésterreichischen Eisenbahnrecht, ZVR 2012, 316 (317).



2.2.1.1. Hochleistungsstreckenverordnung

Die BReg kann durch Verordnung bestehende oder geplante Eisenbahnen zu Hochleistungs-
strecken erkldren (§ 1 Abs 1 HIG). Diese sog Hochleistungsstreckenverordnung (HL-VO)* kann
sich auf eine gesamte Strecke oder auf Streckenteile beziehen, ebenso wie auf die notwendi-
gen Eisenbahnanlagen. Der Start- und Endbahnhof sollen in der Verordnung grob umrissen
werden.?® Voraussetzung fiir die Erklarung zur Hochleistungsstrecke ist, dass ihr eine beson-
dere Bedeutung flr einen leistungsfahigen Verkehr mit internationalen Verbindungen oder
fiir den Nahverkehr zukommt (§ 1 Abs 2 HIG). Zu Teilen von Hochleistungsstrecken kénnen
darliber hinaus bestehende oder geplante Eisenbahnen erklart werden, wenn auf sie zwar
nicht die Merkmale nach § 1 Abs 1 HIG zutreffen, sie aber in unmittelbarem Zusammenhang
mit Hochleistungsstrecken stehen und fir eine rationelle Fiihrung des Eisenbahnbetriebes

oder Eisenbahnverkehrs auf Hochleistungsstrecken bendtigt werden.

Der Bundesregierung kommt bei Erlassung einer Hochleistungsstreckenverordnung ein brei-
tes verkehrspolitisches Ermessen zu.?” Nicht jede Eisenbahnstrecke, die die Kriterien des § 1
Abs 1 HIG erfillt, muss zwingend formell zu einer Hochleistungsstrecke erklart werden.?® Zu
beachten ist jedoch, dass vor Erlassung oder Anderung einer Hochleistungsstreckenverord-
nung eine strategische Umweltprifung (SUP) gem § 3 Abs 1 Z 1 SP-V-G (iber die damit geplan-
ten Netzveranderungen im bundesweiten hochrangigen Eisenbahnverkehrswegenetz durch-
zuflhren ist.?® Das Ergebnis dieser Prifung soll die Grundlage der Entscheidung der BReg lber
die Erklarung einer geplanten Eisenbahnstrecke zu einer Hochleistungsstrecke bilden.?® Im
Rahmen der SUP sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der vorgeschla-
genen Netzveranderung zu beschreiben und es ist eine Alternativenpriifung durchzufihren
(§ 6 SPVG). Darliber hinaus ist die Vereinbarkeit der geplanten Netzveranderung mit den in

§5 724 SP-V-G aufgezahlten  Zielen eines bundesweiten hochrangigen

25 Bislang wurden sechs Hochleistungsstrecken-Verordnungen erlassen: 1. Hochleistungsstrecken-Verordnung,
BGBI 1989/370 idF BGBI 11 1998/397; 2. Hochleistungsstrecken-Verordnung BGBI 1989/675; 3. Hochleistungsstre-
cken-Verordnung BGBI 1994/83; 4. Hochleistungsstrecken-Verordnung BGBI Il 1997/273; 5. Hochleistungsstre-
cken-Verordnung BGBI 11 2012/11; 6. Hochleistungsstrecken-Verordnung BGBI Il 36/2018.

26 Hofer, Planung von Eisenbahn-Hochleistungsstrecken, in Hecht/Potacs/Scholz, Planung im Infrastrukturrecht
(2019) 67.

27 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz 67.

28 Zeleny, Transeuropiische Eisenbahnnetze und dsterreichische Eisenbahnhochleistungsstrecken, ZVR 2008, 577
(579).

29 Naher dazu 2.2.4. Bundesgesetz (iber die strategische Priifung im Verkehrsbereich (SP-V-G).

30 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz 67 (68).



Eisenbahnverkehrswegenetzes zu begriinden. Der interessierten Offentlichkeit ist die Mog-

lichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen einzurdumen (§ 57 1 iVm § SPVG).

Wesentliche Rechtswirkung der Erkldarung zur Hochleistungsstrecke ist die zwingende Anwen-
dung der weiteren Bestimmungen und Instrumente des HIG auf die betreffende Eisenbahn-

strecke.3

Die Erklarung zur Hochleistungsstrecke kann durch contrarius actus der BReg aufgehoben wer-

den, wenn die in § 1 HIG genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.??

2.2.1.2. Trassengenehmigung

In Anschluss an die SUP und die Erlassung der HL-VO erfolgt die Detailplanung des konkreten
Trassenverlaufs, der in der HLVO festgelegten Eisenbahn-Hochleistungsstrecke durch das den
Bau ausfiihrende Eisenbahnunternehmen.® In Osterreich erfolgt dies praktisch ausschlieRlich

durch die OBB-Infrastruktur AG.3*

Zur Sicherstellung des Trassenverlaufs einer neuen Eisenbahn-Hochleistungsstrecke (sog Neu-
bauhochleistungsstrecke) muss das Eisenbahnunternehmen gem § 3 Abs 1 HIG eine Trassen-

genehmigung beim BMIMI beantragen.?

Von der Antragspflicht ausgenommen sind gem § 3 Abs 1 Satz 2 HIG Ausbaumafnahmen auf
bestehenden Eisenbahnen (sog Ausbauhochleistungsstrecken). Das Gesetz nennt hier Aus-
baumalknahmen von geringem Umfang, wie etwa die Herstellung entsprechender Bahnkor-
per, Fahrleitungen, Sicherungsanlagen und sonstiger flir den Bau und den Betrieb von und den
Betrieb auf Hochleistungsstrecken notwendiger Eisenbahnanlagen. Als AusbaumalRnahmen
sind dabei auch Trassendanderungen geringen Umfangs oder die Zulegung eines weiteren Glei-
ses auf einer durchgehenden Lange von hochstens 10 km zu verstehen, wenn in diesen Fallen
die Mitte des dullersten Gleises der gedanderten Trasse von der Mitte des dulRersten Gleises
der bestehenden Trasse nicht mehr als 100 m entfernt ist. Die Planung von Ausbauhochleis-

tungsstrecken erfolgt im Rahmen des allgemeinen eisenbahnrechtlichen

31 Netzer/Pipp, ZVR 2012, 316 (317).

32 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs 1123 (1130).

33 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, Planung im Infrastrukturrecht 68.

34 vgl § 31 Abs 1 Bundesbahngesetz, BGBI 1992/825 idF BGBI | 2021/231.

35 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, Planung im Infrastrukturrecht 68; aA Netzer/Pipp, ZVR 2012, 316 (317), die von
einem blof8 , fakultativ zur Verfligung stehenden Instrument” sprechen.



Baugenehmigungsverfahrens nach § 31 EisbG.** Obwohl Ausbauhochleistungsstrecken nicht
dem Trassenfestlegungsverfahren nach dem HIG unterliegen, gehen mit der Erkldrung der be-
stehenden Eisenbahnstrecke zur Hochleistungsstrecke einige Rechtsfolgen einher — etwa dass
die Eisenbahnstrecke als ,,Hauptbahn“iSd § 4 Abs 1 Z 1 EisbG gilt, wodurch diese insbesondere
den Netzzugangs- und Entgeltregelungen des Eisenbahnregulierungsrechts unterliegt und der
Verkehrsminister gem § 12 Abs 2 Z 1 EisbG fir die Vollziehung samtlicher Angelegenheiten

des EisbG in diesem Zusammenhang zustandig ist.*’

Die Pflicht zur Einholung einer Trassengenehmigung besteht allerdings jedenfalls dann, wenn
fir den Bau oder die Anderung einer Hochleistungsstrecke oder fiir eine BegleitmaRnahme
eine Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) gem § 23b UVP-G 2000%* durchzufiihren ist.* In
diesem Fall darf gem § 24 Abs 1 iVm Abs 10 UVP-G 2000 die Trassengenehmigung erst nach
Abschluss der UVP, in deren Rahmen auch das Trassengenehmigungsverfahren selbst abzuwi-

ckeln ist, erfolgen.®

2.2.1.3. Planungsspielraum bei der Trassenfestlegung

Uber den Antrag des Eisenbahnunternehmens auf Trassengenehmigung entscheidet der
BMIMI mit Bescheid (§ 3 Abs 1 HIG).* Voraussetzung fir die Trassengenehmigung ist, dass der
beantragte Trassenverlauf den , Erfordernissen einer leistungsfahigen und wirtschaftlichen Ei-
senbahn” entspricht. Zu beachten gilt dabei allerdings, dass durch die bescheidmalige Tras-
sengenehmigung nach dem Verfahren gem HIG lediglich der geplante Trassenverlauf sicher-
gestellt wird und noch nicht die endgiiltige Festlegung der Trasse darstellt.*? Diese wird erst
im eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren final festgelegt.** Daher kann auch die

vorgesehene Leistungsfahigkeits- und Wirtschaftlichkeitspriifung nur auf Grundlage von

36 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (68).

37 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (72).

38 vgl Piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1131), die eine Trassengenehmigungspflicht im Falle einer UVP
aufgrund von Z 10 Anhang 1 UVP-G 2000 verneinen.

39§ 3 Abs 2 HIG.

40 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (68 f).

41 Siehe Piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1131) zur vormaligen Festlegung des Trassenverlaufs mittels Ver-
ordnung.

42 Die ErlautRV weisen ausdriicklich auf den Begriff der Wirtschaftlichkeit des Bauvorhabens gem § 4 Abs 1 BStG
hin; ErlautRV 1670 BlgNR 18. GP 4.

43 Siehe unten 2.2.2.2.; siehe dazu auch Hauer, Eisenbahnwegeplanung, in Hauer/Nufbaumer (Hrsg), Osterrei-
chisches Raum- und Fachplanungsrecht (2006) 363, der den Begriff der , Trassenwidmung” in diesem Zusammen-
hang fir treffender hilt.



Prognosedaten hinsichtlich mehrerer denkbarer Trassenvarianten erfolgen. Es sind daher die
jeweils prognostizierten Planungs-, Investitions- und nachfolgenden Betriebskosten gegen-
Uber den geplanten Einnahmen aus dem laufenden Eisenbahnbetrieb abzuwagen, wobei auch
Kostensteigerungen aufgrund von zukiinftig zu erwartenden Preiserhohungen zu beriicksich-

tigen sind (vorausvalorisierte Kosten).*

Im Abwagungsprozess sind dariiber hinaus die sonstigen 6ffentlichen Interessen wie der Um-
welt- und Nachbarschutz mit zu bericksichtigen.* Zu diesem Zweck ist in den Planunterlagen
auf die Umweltvertraglichkeit des Trassenverlaufs Bedacht zu nehmen. Insbesondere ist aus-
zufihren, welche Vorkehrungen vorgesehen sind, damit aus dem Bau und dem Betrieb von
und dem Betrieb auf der geplanten Hochleistungsstrecke zu erwartende und — im Verhaltnis
zur Art der Nutzung des benachbarten Gelandes —wesentliche zusatzliche Umweltbeeintrach-
tigungen moglichst gering gehalten werden. Subjektive Rechte werden hierdurch jedoch nicht

begriindet (§ 4 Abs 2 HIG).

AuBerdem ist auf die Ergebnisse der Anhorungen gem § 4 HIG Bedacht zu nehmen. Dies ver-
langt eine sachliche und nachvollziehbare Auseinandersetzung mit den eingelangten Stellung-

nahmen vor der Erlassung der Trassengenehmigung durch die Behorde.*

2.2.1.4. Parteienrechte im Trassengenehmigungsverfahren

Vor Erlassung eines Trassengenehmigungsbescheids sind die Lander, deren ortlicher Wir-
kungsbereich von dem geplanten Trassenverlauf berihrt wird, sowie die in ihrem Wirkungs-
bereich beriihrten gesetzlichen Interessenvertretungen zu héren. Dariiber hinaus kommt je-
nen Gemeinden, deren ortlicher Wirkungsbereich vom geplanten Trassenverlauf berihrt wird,

ein Anhorungsrecht zu.

Zum Zweck der Anhorung hat der Verkehrsminister vom Eisenbahnunternehmen zu erstel-
lende, ausreichende Planunterlagen liber den Trassenverlauf zu Gibermitteln. Den betroffenen
Gemeinden zu Ubermittelnde Planunterlagen kénnen auf den ortlichen Wirkungsbereich der
jeweiligen Gemeinde beschrankt werden. Dabei sind die Anzuhdrenden zur Stellungnahme

innerhalb einer vom Verkehrsminister festzulegenden, angemessenen Frist zu ersuchen. Die

4 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (69) mwN.
4 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1132).
46 VfSlg 13.191/1992; Piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1132).



Lander sind tiberdies zu ersuchen, zum geplanten Trassenverlauf unter den Gesichtspunkten

der vom Land zu besorgenden Angelegenheiten Stellung zu nehmen.

Weitere Parteienrechte sind im Trassengenehmigungsverfahren nach dem HIG nicht vorgese-
hen. Insbesondere bestehen keine Stellungnahmerechte einzelner Betroffener. Die Materia-
lien zum HIG* begriinden dies damit, dass Einzelpersonen ohnehin Parteistellung im eisen-
bahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren hatten.*® Zu beachten gilt aullerdem, dass die
meisten Tatbestande, die eine Pflicht zur Trassengenehmigung nach dem HIG ausldsen, Vor-
haben iSd § 23b UVP-G 2000 darstellen. Damit kommt (Einzel-)Personen zumindest zur Gel-
tendmachung ihrer subjektiven Rechte nach dem UVP-G 2000 gem § 24f Abs 8 iVm § 19 Abs 1
Z 1 UVP-G 2000 Parteistellung zu. Gegen den Trassengenehmigungsbescheid steht den Par-
teien gem § 40 Abs 1 UVP-G 2000 auch die Moglichkeit einer Beschwerde an das BVwG of-

fen.»

2.2.1.5. Auflage zur Einsicht

Der Trassengenehmigungsbescheid ist gemeinsam mit den Planunterlagen beim Bundesmi-
nisterium fur Verkehr, Innovation und Technologie, beim Amt der Landesregierung (LReg) des
ortlich berlhrten Bundeslandes und bei den ortlich beriihrten Gemeinden zur Einsicht aufzu-

legen (§ 3 Abs 4 HIG).

2.2.1.6. Inhalt des Trassengenehmigungsbescheids

Im Trassengenehmigungsbescheid ist der Trassenverlauf in Form eines Geldandestreifen fest-
zulegen und in Planunterlagen darzustellen. Die Breite dieses Gelandestreifens ist entspre-
chend den ortlichen Verhaltnissen zu bestimmen. Sie darf das Ausmald nicht Gberschreiten,
welches fiir die Eisenbahnanlagen, Nebenanlagen und BegleitmaBnahmen, die fiir den Bau
und den Betrieb von und den Betrieb auf einer Hochleistungsstrecke erforderlich sind, not-
wendig ist. Flr den Bahnkdrper darf die Breite des Geldandestreifens 150 m nicht tGberschrei-

ten (§ 3 Abs 3 HIG).

47 AB 873 BIgNR 17. GP 3.

48 Krit Piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1132); siehe dort auch zu Uberlegungen iiber eine Parteistellung
Einzelner im Trassengenehmigungsverfahren gem § 8 AVG; siehe zum weiteren Kreis an Parteien im eisenbahn-
rechtlichen Baugenehmigungsverfahren unten 2.2.2.1.

4 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1137).
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2.2.1.7. Wirkung des Trassengenehmigungsbescheids

Die Erlassung eines Trassengenehmigungsbescheids bewirkt, dass auf dem vom geplanten
Trassenverlauf betroffenen Grundstlicksteilen, dem sog Hochleistungsstrecken-Baugebiet, die
Anwendbarkeit der einschlagigen Landesbauordnung und des dazugehorigen Landesraum-
ordnungsgesetzes eingeschrankt wird.*® Ab diesem Zeitpunkt diirfen im Hochleistungsstre-
cken-Baugebiet namlich keine Neu-, Zu- sowie Umbauten mehr vorgenommen und auch keine
sonstigen Anlagen errichtet oder gedndert werden (§ 5 Abs 1 HIG). Es gilt ein Bauverbot. Als
betroffene Grundstlicksteile gelten all jene, die nach den Planunterlagen im Bereich des durch
den Trassengenehmigungsbescheid festgelegten Gelandestreifens liegen (§ 5 Abs 2 HIG). Dar-
Uber hinaus darf keine Gewinnung mineralischer Rohstoffe aufgenommen werden sowie
keine Deponien eingerichtet oder erweitert werden. Bauflihrungen, Anlagenerrichtungen
oder -erweiterungen, die Aufnahme der Gewinnung mineralischer Rohstoffe sowie die Ein-
richtung oder Erweiterung von Deponien, die in rechtlich zuldssiger Weise vor Erlassung des

Trassengenehmigungsbescheides begonnen wurden, werden hievon nicht berihrt.

Einen Entschadigungsanspruch kénnen betroffene Grundeigentiimer oder diejenigen, die zur
Errichtung oder Anderung von Anlagen, zur Aufnahme der Gewinnung mineralischer Roh-
stoffe oder zur Einrichtung oder Erweiterung von Deponien berechtigt sind, daraus allerdings
nicht ableiten (§ 5 Abs 1 HIG). Das Bauverbot gem § 5 Abs 1 HIG stellt in rechtlicher Hinsicht
namlich keine Enteignung, sondern eine bloRe raumplanerische Mallnahme dar, die die
Grundlage fiir eine spatere eisenbahnrechtliche Baugenehmigung bilden soll.>* Daher haben
die von den Rechtswirkungen des Trassengenehmigungsbescheids betroffenen Grundstiicks-
eigentiimer gem § 5 Abs 7 HIG erst nach Ablauf von fiinf Jahren einen rechtlich durchsetzba-
ren Anspruch auf Einldsung ihrer belasteten Grundstiicksteile gegenliber dem baufiihrenden
Eisenbahnunternehmen. Voraussetzung ist, dass der Trassengenehmigungsbescheid zu die-

sem Zeitpunkt fiir den betreffenden Grundstticksteil noch gilt.>

Ein dem Trassengenehmigungsbescheid widersprechender Zustand kann gem § 5 Abs 6 HIG
vom BMIMI auf Antrag des Eisenbahnunternehmens auf Kosten des Betroffenen beseitigt

werden.

50 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (70).
51 Netzer/Pipp, ZVR 2012, 316 (317).
52 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (70) mwN.
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Ausnahmen von der Rechtswirkung des § 5 Abs 1 HIG eines Trassengenehmigungsbescheids
sind zuldssig, wenn sie den geplanten Trassenverlauf nicht erheblich erschweren oder wesent-
lich verteuern oder zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Personen notwendig sind
(§ 5 Abs 3 HIG). Vom Verbot, die Gewinnung mineralischer Rohstoffe aufzunehmen, sind Aus-
nahmen dariber hinaus zulassig, wenn das 6ffentliche Interesse an der Aufnahme der Gewin-
nung mineralischer Rohstoffe das offentliche Interesse nach Vermeidung einer erheblichen
Erschwerung oder wesentlichen Verteuerung des geplanten Trassenverlaufes liberwiegt. Aus-
nahmen sind vom Verkehrsminister nach Anhorung des Eisenbahnunternehmens zuzulassen
(§ 5 Abs 4 HIG). Wird die Gewahrung einer Ausnahmebewilligung zum Verbot der Aufnahme
der Gewinnung mineralischer Rohstoffe vom BMIMI verweigert, ist auch der Bundesminister
flr Wirtschaft und Arbeit (nunmehr Bundesminister fiir Wirtschaft, Energie und Tourismus,

BMWET) anzuhdren (§ 5 Abs 5HIG).>

Alternativ zur bescheidmaRigen Genehmigung, kann eine Ausnahme dariiber hinaus auch
dann zur Anwendung gelangen, wenn zwischen dem Betroffenen und dem Eisenbahnunter-
nehmen eine zivilrechtliche Einigung, die schriftlich festzuhalten ist, erzielt wurde. Wurde eine
entsprechende Ausnahmebewilligung erteilt, entfallt der Anspruch auf Einlésung der bezligli-

chen Grundstticksteile (§ 5 Abs 7 HIG).

Die Rechtswirkungen eines Trassengenehmigungsbescheids sind vom BMIMI von Amts wegen
oder auf Antrag des Eisenbahnunternehmens flir unwirksam zu erkldren, soweit sie zur Sicher-
stellung des geplanten Trassenverlaufs nicht mehr notwendig sind (§ 5 Abs 6 HIG). Daraus ist
abzuleiten, dass die Trassengenehmigung gem § 3 HIG keine endgliltige Bestimmung des Tras-
senverlaufs zum Gegenstand hat, sondern ihr der Zweck einer planerischen Festlegung eines
Gelandestreifens iSd § 3 Abs 3 HIG zukommt.> Ziel ist es nicht bereits den Gleisverlauf festzu-
legen, sondern bauliche Veranderungen in diesem Geldnde zu verhindern (Bauverbot) und die
spatere Festlegung der Eisenbahntrasse im Baugenehmigungsverfahren gem §§ 31ff EisbG zu
sichern. Die Festlegung des Hochleistungsstreckenbaugebiets ist somit keine Rechtsgrundlage

fiir die rechtsverbindliche Festlegung der Eisenbahntrasse im Baugenehmigungsverfahren.>

53 Gegen solche Bescheide sieht § 5 Abs 4 HIG dariiber hinaus ein Beschwerderecht des BMWET beim VwGH vor.
54 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1133 f), die an dieser Stelle falschlich noch durchgehend von einer
,TrassenVO nach § 3 HIG” sprechen.

55 vgl VfSlg 14.387/1995; VwSlg 16.335 A/2004.
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2.2.1.8. Vorlaufige Sicherstellung des Trassenverlaufs

Ist bei Einleitung des Trassengenehmigungsverfahrens zu befiirchten, dass durch Veranderung
im vorgesehenen Gelande der geplante Bau einer Hochleistungsstrecke erheblich erschwert
oder wesentlich verteuert werden wiirde, kann der Verkehrsminister nach dem Stand der Pla-
nungs- und Bauvorbereitungsarbeiten in einem vereinfachten Verfahren eine Verordnung
nach § 5a HIG erlassen und damit einen Geldandestreifen als geplante Trasse vorlaufig auswei-
sen. Voraussetzung ist, dass mit der Erlassung der Trassengenehmigung in absehbarer Zeit
nicht zu rechnen ist. Dieser Verordnung kommt nach § 5a Abs 5 HIG die Wirkung eines Bau-
verbots zu, wobei auch hier Ausnahmegenehmigungen erteilt werden kdnnen. Eine solche
vorlaufige Trassensicherstellungsverordnung ist wieder aufzuheben, wenn der entsprechende
Trassengenehmigungsbescheid erlassen worden ist, wenn die Verordnung nicht mehr not-
wendig ist oder wenn drei Jahre seit ihrer Erlassung vergangen sind (§ 5 Abs 10 iVm Abs 11

HIG).

2.2.2. EisbG

Im Anschluss an das Planungsverfahren nach den Vorschriften des HIG erfolgt die weitere Pla-
nung einer Eisenbahn-Hochleistungsstrecke nach den Bestimmungen des EisbG, insbesondere

den §§ 31 ff EisbG Uber die eisenbahnrechtliche Baugenehmigung.>®

Gem § 4 Abs 1 Z 1 EisbG handelt es sich bei Eisenbahn-Hochleistungsstrecken um Hauptbah-
nen.”” Als solche sind sie als 6ffentliche Eisenbahnen iSd § 1 Z 1 EisbG zu kategorisieren und
dienen dem allgemeinen Personen-, Reisegepdck- und Giiterverkehr und sind Teil des 6ffent-
lichen Verkehrs (§ 2 EisbG). Hauptbahnen iSd EisbG sind fiir den 6ffentlichen Verkehr be-
stimmte Schienenbahnen von groBerer Verkehrsbedeutung. Sie werden der RestgrolRe der
Nebenbahnen® gegeniibergestellt. Aus der Einstufung als Haupt- oder Nebenbahn folgt ins-
besondere eine grundsatzlich unterschiedliche Zustandigkeit der Eisenbahnbehdrde gem § 12

EisbG.* Darliber hinaus gibt es fiir Nebenbahnen gewisse Erleichterungen nach § 27 EisbG.%°

56 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (75).

57 Siehe Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG* § 4 Anm 4 f; da noch keine Verordnung gem § 4 Abs 1
Z 2 EisbG erlassen wurde, ist der Katalog der per Verordnung zu Hochleistungsstrecken iSd HIG erklarten Schie-
nenbahnen faktisch auch derjenige aller Hauptbahnen iSd EisbG.

58 § 4 Abs 2 EisbG.

59 Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG* § 4 Anm 2.

80 Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EishG* § 4 Anm 8.
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Fiir Hauptbahnen ist gem § 12 Abs 2 Z 1 EisbG der Bundesminister fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie (hunmehr BMIMI) als Behorde in allen Ange-
legenheiten zustandig. Daher sind Bestimmungen des EisbG bei UVP-pflichtigen Hochleis-

tungsstrecken im Rahmen des teilkonzentrierten UVP-Verfahrens mitanzuwenden.®

2.2.2.1. Eisenbahnrechtliche Baugenehmigung

Gem § 31 EisbG bediirfen der Bau oder die Verdanderung von Eisenbahnanlagen und nicht orts-
festen eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen einer eisenbahnrechtlichen Baugeneh-
migung. Eisenbahnanlagen werden in § 10 EisbG als Bauten, ortsfeste eisenbahnsicherungs-
technische Einrichtungen und Grundstlicke, die ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittel-
bar, der Abwicklung oder Sicherung des Betriebs einer Eisenbahn, des Betriebs von Schienen-
fahrzeugen auf einer Eisenbahn oder des Verkehrs auf einer Eisenbahn dienen, legaldefiniert.
Ein rdumlicher Zusammenhang mit der Eisenbahninfrastruktur ist nicht erforderlich. Die Fest-
stellung, ob eine Eisenbahnanlage iSd § 10 EisbG vorliegt, erfolgt im Einzelfall.? Hochleistungs-

strecken werden den Begriff der Eisenbahnanlage idR erfillen.®

Die Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung ist bei der Behdrde zu beantragen
(§ 31a Abs 1 EisbG). Antragsberechtigt sind ausschlieRlich Eisenbahnunternehmen.®* Dem An-
trag sind ein Bauentwurf in dreifacher Weise® und die projektrelevanten Fachgebiete umfas-
sende Gutachten beizugeben. Die beigegebenen Gutachten haben zu beweisen, dass das Bau-
vorhaben dem Stand der Technik®® entspricht, wobei uU Abweichungen zuldssig sind (§ 31a
Abs 1 Satz 2 EisbG).” Betrifft das Bauvorhaben eine Hauptbahn alleine oder (iber eine Haupt-
bahn hinaus gehend auch eine vernetzte Nebenbahn, ist nur ein alle projektrelevanten Fach-
gebiete umfassendes Gutachten beizugeben (§ 31a Abs 1 Satz 3 EisbG). § 31a Abs 2 enthilt
einen Katalog an Sachverstandigen, die zur Gutachtenserstellung herangezogen werden diir-

fen.

51 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1137).

52 Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG4 § 10 Anm 16; siehe Anm 13 zu einer beispielhaften Aufzih-
lung.

8 vgl VwGH 30. 6. 2011, 2011/03/0079; 19. 12. 1013, 2011/03/0160; 17.11.2015, Ra 2015/03/0058.

84 Nowotny/Schénauer, Eisenbahnrecht in Bauer (Hrsg), Handbuch Verkehrsrecht (2009) 423.

5 Die Behorde kann gem § 31a Abs 3 EisbG eine andere Anzahl an Bauentwurfsausfertigungen festlegen.

%6 Der Stand der Technik iSd EisbG ist gem § 9b EisbG der auf den einschldgigen wissenschaftlichen Erkenntnissen
beruhende Entwicklungsstrand fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen, Bau- und Betriebs-
weisen, deren Funktionstiichtigkeit erwiesen und erprobt ist.

67§ 31a Abs 1 Satz 2 EisbG.
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Aus dem Bauentwurf miissen insbesondere die Lage der Eisenbahnanlage und in der Nahe der
Eisenbahntrasse gelegene Bauten, Verkehrsanlagen, Wasserldufe und Leitungsanlagen, ein
Bau- und Betriebsprogramm, die erheblichen Auswirkungen des Bauvorhabens auf die Umge-
bung sowie die betroffenen Liegenschaften und ihre Eigentiimer und die an ihnen dinglich
Berechtigten, die Wasserberechtigten und die Bergwerksberechtigten ersichtlich sein (§ 31b
Abs 1 EisbG). Den genauen Inhalt des Bauentwurfs regelt die Eisenbahn-Bauentwurfsverord-
nung®, die dem Verkehrsminister die leichtere Beurteilung der Genehmigungsfahigkeit des

Bauvorhabens ermoglichen soll.®

Der Bauentwurf ist vor der miindlichen Verhandlung fiir einen Zeitraum von mindestens zwei
und hochstens sechs Wochen in den Gemeinden, deren ortlicher Wirkungsbereich durch das
Bauvorhaben beriihrt wird, zur allgemeinen Einsicht aufzulegen (§ 31c EisbG). Die Auflagefirst

kann aus dringendem 6ffentlichem Interesse auf bis zu fiinf Tage abgekiirzt werden.

Werden durch das Bauvorhaben vom Bund, von den Landern und von den Gemeinden wahr-
zunehmende Interessen beriihrt, ist den zustandigen Dienststellen gem § 31d EisbG Gelegen-
heit zu geben, Stellung zu nehmen. Die Stellungnahme der Gemeinde erfolgt im Rahmen des
eigenen Wirkungsbereichs. Das Anhorungsrecht gem § 31d EisbG begriindet keine Parteistel-

lung.”

§ 31e EisbG bestimmt in abschlieBender Weise den Kreis der Parteien des eisenbahnrechtli-
chen Baugenehmigungsverfahrens.” Demnach sind Parteien iSd § 8 AVG der Bauwerber, die
Eigentimer der betroffenen Liegenschaften, die an diesen dinglich Berechtigten, die Wasser-
berechtigten und die Bergwerksberechtigten. Als betroffene Liegenschaften gelten jene Lie-
genschaften, die durch den Bau selbst in Anspruch genommenen werden, Liegenschaften, die
sich im Bauverbotsbereich oder im Feuerbereich befinden, sowie jene, die wegen ihrer Lage
im Gefahrdungsbereich Veranderungen oder Beschrankungen unterworfen werden mussen.

Die Gefahr der Beeintrachtigung durch Immissionen begriindet keine Parteistellung.”

68 Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr, Innovation und Technologie (iber die fiir den Bauentwurf von
Eisenbahnanlagen und nicht ortsfesten eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen erforderlichen Unterla-
gen (Eisenbahn-Bauentwurfsverordnung — EBEV) BGBI 11 2008/128.

9 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (75).

70 VwGH 28. 2. 2014, Ro 2014/03/0034; Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG* § 31d Anm 2.

Y Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG* § 31e Anm 3.

72 Catharin/Giirtlich/Walder-Wintersteiner, EisbG* § 31e Anm 11.
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Die eisenbahnrechtliche Baugenehmigung ist mit Bescheid zu erteilen. Es handelt sich hierbei
um einen Bescheid mit dinglicher Wirkung.”? Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn das
Bauvorhaben dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der Einbringung des verfahrenseinleiten-
den Antrags unter Bericksichtigung der Sicherheit und Ordnung des Betriebs der Eisenbahn,
des Betriebs von Schienenfahrzeugen auf der Eisenbahn und des Verkehrs auf der Eisenbahn
entspricht (§ 31f Abs 1 Z 1 EisbG). Dartiber hinaus diirfen die vom Bund, von den Léandern und
von den Gemeinden wahrzunehmenden Interessen oder eingewendete subjektiv-6ffentliche
Rechte einer Partei durch das Bauvorhaben nicht verletzt werden. Liegt eine solche Verletzung
offentlicher oder privater Interessen vor, ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn eine Abwa-
gung ergibt, dass der mit der Ausfiihrung oder Inbetriebnahme des Bauvorhabens entste-
hende Vorteil fiir die Offentlichkeit die geltend gemachten Interessen iberwiegt (§ 31f Abs 1
Z 2 und 3 EisbG).

Ein Bauvorhaben im Gefahrdungsbereich iSd § 4 Abs 6 Z 3 BStG eines Seveso Betriebs™ darf
Uberdies nur dann genehmigt werden, wenn der Gefdahrdungsbereich im Bauentwurf ausge-
wiesen ist und Vorkehrungen vorgesehen sind, die bewirken, dass bei Realisierung des Bau-
vorhabens und dessen kiinftigen Betriebs schwere Unfédlle oder das Risiko und die Folgen

schwerer Unfélle nicht vergroRert oder verschlimmert werden kénnen (§ 31f Abs 2 EisbG).

Beantragte Abweichungen vom Stand der Technik” sind in Ausnahmefallen dann zulassig,
wenn mit Vorkehrungen die Sicherheit und Ordnung des Betriebs auf andere Weise gewahr-

leistet werden kann (§ 31f Abs 3 EisbG).

In der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung ist eine angemessene Frist vorzuschreiben, in-
nerhalb der das Bauvorhaben auszufiihren und in Betrieb zu nehmen ist. Die Bauausfiihrungs-
frist kann auf rechtzeitig gestellten Antrag verlangert werden. Wird die Frist ohne zwingende
Grinde nicht eingehalten, hat die Behorde die Baugenehmigung fiir erloschen zu erklaren

(§ 31g EisbG).

73 Nowotny/Schénauer in Bauer, 423.
74 Anlage 5 GewO 1994.
75§ 31a Abs 1 aE EisbG.
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2.2.2.2. Wirkung des Baugenehmigungsbescheids

Mit Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung erfolgt die finale Festlegung des
Trassenverlaufs einer Eisenbahn-Hochleistungsstrecke.” In kompetenzrechtlicher Sicht be-
wirkt eine solche Festlegung, dass der durch den Trassenverlauf gebundene Geldndestreifen
(endgiiltig) nicht mehr dem Raumordnungs- und Baurecht der Lander, sondern nur mehr dem
Eisenbahnrecht des Bundes unterliegt. Ab diesem Zeitpunkt kann das baufiihrende Eisenbahn-
unternehmen die Einlésung der betreffenden Grundstiicksteile nach den Vorschriften des Eis-
bEG 1954 begehren und die durch §§ 42 ff EisbG festgelegten Verbotsbereiche durchsetzen.
Weiters endet damit die Planung einer Eisenbahn-Hochleistungsstrecke auf einfachgesetzli-
cher Ebene, wodurch auch eine etwaige damit verkniipfte Trassengenehmigung gem § 3 Abs 1

HIG gegenstandlos wird und gem § 5 Abs 8 HIG fiir unwirksam zu erkldren ist.””

2.2.2.3. Betriebsbewilligung

Wurde fiir den Bau oder die Veranderung einer Eisenbahn-Hochleistungsstrecke eine eisen-
bahnrechtliche Baugenehmigung erteilt, ist vor ihrer Inbetriebnahme eine Betriebsbewilli-
gung iSd §§ 34 ff EisbG zu beantragen. Die Betriebsbewilligung dient der Uberpriifung, ob die

genannten Anlagen, Einrichtungen und Fahrzeuge der Baugenehmigung entsprechen.”

Liegt ein UVP-pflichtiges Vorhaben vor, ist zu beachten, dass die Betriebsbewilligung nicht

mehr Teil des teilkonzentrierten UVP-Verfahrens ist.”
2.2.3. Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz 2000

2.2.3.1. Aligemeines

Fiir bestimmte BundesstraBen und Eisenbahn-Hochleistungsstrecken ist die UVP abweichend
von den sonstigen Regelungen im UVP-G 2000 in einem eigenen Abschnitt des Gesetzes gere-
gelt (dritter Abschnitt, §§ 23a-24h UVP-G 2000), in dem eine Genehmigungskonzentration

nicht vorgesehen ist. Nach der derzeit geltenden Rechtslage besteht eine

76 Netzer/Pipp, ZVR 2012, 316 (317).

77 Hofer in Hecht/Potacs/Scholz, 67 (75 f).

78 Nowotny/Schénauer in Bauer, HB Verkehrsrecht 423 (424).
8 piirgy/Hofer in Holoubek/Potacs, 1123 (1137).
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Entscheidungszustandigkeit des BMK (nunmehr BMIMI) tiber die Verkehrsanlage. Daher wer-

den diese Vorhaben heute noch durch mehrere (teilkonzentrierte) Bescheide genehmigt.

Der dritte Abschnitt des UVP-G 2000 folgt grundsatzlich dem Muster des zweiten Abschnitts
des Gesetzes; so sind auch in diesem ein ordentliches und ein vereinfachtes Verfahren vorge-
sehen. Wann fir bestimmte BundesstraBen und Hochleistungsstrecken eine UVP durchzufiih-
ren ist, ergibt sich nicht aus Anhang 1 zum UVP-G 2000, dessen Liste fiir derlei Vorhaben un-
erheblich ist, sondern ist direkt in §§23a und 23b UVP-G 2000 geregelt. § 23a Abs1
UVP-G 2000 normiert dabei jene StralRenbauvorhaben, die jedenfalls, dh ohne Einzelfallpri-
fung, im Rahmen eines ordentlichen Verfahrens einer UVP nach dem dritten Abschnitt unter-

zogen werden miissen.®

§ 23b UVP-G 2000 regelt den Anwendungsbereich des dritten Abschnitts fiir Eisenbahn-Hoch-
leistungsstrecken. Fir die UVP-Pflicht von Eisenbahnvorhaben ist zum einen maligeblich, dass
die geplante oder bestehende Eisenbahn (Strecke oder Streckenteile einschlieRlich der not-
wendigen Eisenbahnanlagen) von der BReg durch Verordnung zur Hochleistungsstrecke er-
klart wurde (§ 1 HIG) und eine Trassengenehmigung gem § 3f HIG erfordert, zum anderen,
dass darauf bezogen ein UVP-pflichtiges Vorhaben gem § 23b UVP-G 2000 vorliegt. Die Be-
stimmung des § 23b UVP-G 2000 folgt dabei der Systematik des § 23a UVP-G 2000. Abs 1 ent-
hadlt jene Vorhaben, die in jedem Fall UVP-pflichtig sind und einem ordentlichen Genehmi-
gungsverfahren unterzogen werden miissen. Abs 2 umfasst die Vorhaben, bei denen im Rah-
men einer Einzelfallprifung festgestellt werden muss, ob bestimmte, dort aufgestellte Krite-
rien erfillt sind. Im positiven Fall ist eine UVP im vereinfachten Verfahren dieses Abschnitts
durchzufiihren. § 23b Abs 3 und 4 UVP-G 2000 regeln jene Falle, in denen ein Hochleistungs-
streckenprojekt mit BegleitmaRnahmen verbunden ist. Als BegleitmaRnahmen gelten alle Vor-
haben des Anhangs 1, die mit dem Bau der Hochleistungsstrecke in einem raumlichen oder
sachlichen Zusammenhang stehen. Fir die Hochleistungsstrecke und die BegleitmaBnahme

ist diesfalls eine gemeinsame UVP nach drittem Abschnitt durchzufiihren.

80 Dje in § 23a genannten Vorhabensbegriffe sind entsprechend dem allgemeinen Grundsatz des UVP-G 2000
nach dem verwiesenen Sachrecht — also dem BStG — zu interpretieren (vgl B. Raschauer, Umweltvertraglichkeit-
sprifung und Genehmigungsverfahren, ZfV 1992, 101; ders, Der Anwendungsbereich des Umweltvertraglichkeit-
sprifungsgesetzes, RdU 1994, 10 (11)).
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Anderungen und Kumulationen von BundesstraRen und Hochleistungsstrecken werden — 3hn-
lich den Regelungen der §§ 3, 3a UVP-G 2000 — ebenfalls im dritten Abschnitt des UVP-G 2000
behandelt (§§ 23a Abs 2 Z 2, 23b Abs 2 Z 3 UVP-G 2000). Demnach diirfen etwa StraRenbau-
vorhaben nicht in der Form aufgesplittet werden, dass in zeitlicher Abfolge (innerhalb von 10
Jahren) verschiedene Teilstlicke eines in Wahrheit zusammenhangenden GroRvorhabens als
Einzelvorhaben eingereicht werden,®* wenn und weil dadurch die UVP umgangen wird. Das-

selbe gilt fiir Eisenbahn-Hochleistungsstrecken (§ 23b Abs 2 Z 3 UVP-G 2000).

Die Zustandigkeit zur Durchfiihrung der UVP nach drittem Abschnitt ist nicht der LReg Uber-

tragen, sondern folgt einer anderen Systematik.

2.2.3.2. UVP-Verfahren nach dem dritten Abschnitt

Das geltende UVP-G 2000 erhélt im dritten Abschnitt ein UVP-Sonderregime fiir Bundesstra-
Ben und Hochleistungsstrecken. Die einschldagigen Bestimmungen erfuhren mit den UVP-G-
Novellen 20042 und 2009% eine vollige Neugestaltung.® Den Kernpunkt der Anderungen der
»Verkehrs-UVP“ bildete die gleichzeitig beschlossene Novellierung des BStG und des HIG®, mit
der die bis dahin geltende Systematik der Festlegung der Trassenverlaufe durch Verordnung
durch bescheidmaRige Genehmigungen ersetzt wurde. Damit ist nunmehr auch Uber sog Li-
nienvorhaben in Verfahren nach dem AVG zu entscheiden. Die Versuche, die UVP fir Bundes-
straBen und Hochleistungsstrecken zur Ganze in das konzentrierte Genehmigungsverfahren
des zweiten Abschnitts zu integrieren, scheiterten am politischen Widerstand der Lander, die
nicht bereit waren, die Zustandigkeit fiir die von ihnen zu vollziehenden Genehmigungsbe-
stimmungen aufzugeben. Daher konnte nur eine Teilkonzentration der bundesrechtlichen

Verwaltungsvorschriften erreicht werden (vgl § 24 UVP-G 2000).

Erforderlich wurde die Neugestaltung des dritten Abschnitts zum einen aufgrund der Umset-

zung der Offentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie, zum anderen aufgrund von Erk des VfGH und

81 Grundlegend dazu schon B. Raschauer, RdU 1994, 11; idS auch C. Baumgartner/Niederhuber, Die Judikatur des
Umweltsenates, RdU 2004, 124 (127) mwN; vgl weiterfiihrend Ennéckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 (2019)
§ 23a Rz 3. Der VfGH stellt bei der Beurteilung, ob ein einheitlich zu beurteilendes Gesamtvorhaben vorliegt,
darauf ab, ob die Abgrenzung nach sachlich gerechtfertigten Kriterien erfolgt (VfSlg 16.242/2001).

82 BGBI | 2004/153.

83 BGBI | 2009/87.

84 Dazu eingehend Ennéckl/N. Raschauer, ZfV 2005, 505; Ennéckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G* Vorbem zu
§§ 23a bis 24h Rz 2 f; Schmelz/Schwarzer, Die neue ,Verkehrs-UVP*, ecolex 2005, 271.

8 BGBI 1 2004/154.
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des VWGH zur S1 (Wiener AuBenringschnellstraRe). Im Erk VfSlg 16.567/2002 erklarte der
VfGH, dass eine TrassenV aufgrund ihrer Rechtsnatur keine Nebenbestimmungen enthalten
konne, um schwerwiegende Umweltbelastungen zu verhindern und damit die Voraussetzun-
gen fur die Genehmigung nach dem UVP-G 2000 zu erfiillen. Die Bertiicksichtigung der Ergeb-
nisse der UVP kdnne bei TrassenV daher nur im Wege der Selbstbindung des Bundes als Pro-
jekttrager oder bei fremder Projekttragerschaft durch Uberbindung auf einen anderen Rechts-

trager erfolgen.®

In Reaktion darauf sprach der VwWGH?®" aus, dass die TrassenV nicht als Genehmigung iSd
UVP-RL angesehen werden kdnne, und hob eine auf die Verordnung gestiitzte Enteignung auf.
Art 2 UVP-RL enthalte — so die Ansicht des VwGH — die Verpflichtung, innerstaatlich ein indivi-
dualisiertes Genehmigungsverfahren fiir die Vorhaben der Anhange | und Il der UVP-RL vor-
zusehen. Innerhalb dieses Genehmigungsverfahrens sei eine UVP durchzufiihren und seien
gem Art 8 UVP-RL die Ergebnisse der UVP in der Entscheidung zu beriicksichtigen. Daher
misse die Behorde in der Lage sein, diese Ergebnisse in ihre Entscheidung einflieRen zu lassen,
was im Rahmen der Trassenverordnung nicht moglich sei. Nach Ansicht des VWGH stand die
Zulassung von Projekten durch Verordnung daher dort im Widerspruch zu den unionsrechtli-
chen Vorgaben der UVP-RL, wo kein solches individuelles Genehmigungsverfahren durchzu-
flihren war, sondern die TrassenV den eigentlichen und einzigen behoérdlichen Zulassungsakt

darstellte.s8

Mit dem Ersatz der TrassenV durch teilkonzentrierte Bescheide des BMK (nunmehr BMIMI)
und der LReg verbunden mit der Koordinierungsbefugnis des BMK (nunmehr BMIMI) wurde

letzten Endes eine unionsrechtskonforme Regelung beschlossen.

2.2.3.3. Verhiltnis des dritten zum zweiten Abschnitt des UVP-G 2000

Zu beachten ist, dass Straenbau- und Eisenbahnvorhaben nicht ausschlief8lich dem dritten
Abschnitt des UVP-G 2000 unterliegen, sondern sich eine UVP-Pflicht auch nach dem zweiten

Abschnitt ergeben kann. Die Anwendung des dritten Abschnitts auf ein Stralenbauvorhaben

8 \/g| Schulev-Steindl, EntschAnm OZW 2004, 19.

87 VwGH 21. 10. 2003, 2003/06/0078; vgl dazu auch C. Baumgartner, Beriicksichtigung der Umweltvertraglich-
keitsprifung bei der Zulassung von BundesstraRen, ZfV 2003, 310.

88 1dS schon Enndckl, EntschAnm ecolex 2004, 227; krit Hecht, Enteignung, Trassenverordnung und Umweltver-
traglichkeitsprifung, ZfV 2004, 616.
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resultiert aus der Erklarung eines StraRenzugs zur BundesstraRe mittels Aufnahme in das Ver-
zeichnis zum BStG (§ 1 BStG) und dem Vorliegen eines Genehmigungstatbestandes des § 23a
UVP-G 2000. Fir Eisenbahnprojekte ist maRRgeblich, ob die geplante oder bestehende Eisen-
bahn von der Bundesregierung durch Verordnung zur Hochleistungsstrecke erklart wurde (§ 1
HIG) und darauf bezogen ein UVP-pflichtiges Vorhaben gem § 23b UVP-G 2000 vorliegt. Sind
diese Voraussetzungen nicht erfillt, ist subsidiar zu prifen, ob das Vorhaben den Kriterien in
Anhang 1 Z9 des UVP-G 2000 (StraRenprojekte) oder 10 (Eisenbahnstrecken) entspricht. In
diesem Fall gelten die allgemeinen Regelungen des zweiten Abschnitts des UVP-G 2000 (voll-
konzentriertes Genehmigungsregime). Dabei ist es unerheblich, ob aufgrund landesrechtli-
cher Vorschriften eine Verordnung zu erlassen ware; vielmehr ist jedenfalls (iber die Geneh-

migung in Anwendung des zweiten Abschnitts des UVP-G 2000 abzusprechen.

2.2.3.4. Verfahrensrecht

Das Verfahren nach dem dritten Abschnitt folgt in seiner Konzeption den wesentlichen Rege-
lungen des zweiten Abschnitts. Systematisch betrachtet sind bestimmte Regelungen des zwei-
ten Abschnitts kraft Verweises jedenfalls anzuwenden; Teile des zweiten Abschnitts sind blofR
modifiziert anzuwenden. Ansonsten enthalt der dritte Abschnitt zwar eigenstandige, jedoch

mit dem zweiten Abschnitt inhaltlich verwandte Verfahrensregelungen.®

Auch das Verfahren nach dem dritten Abschnitt beginnt mit einem verfahrenseinleitenden
Antrag des Projektwerbers (§ 24a UVP-G 2000) und ist binnen 12 Monaten (§ 24b Abs 2
UVP-G 2000) abzuschlieRen. Fiir diesen Zeitraum hat die zustandige Behorde einen Zeitplan
zu erstellen, der konzeptionell jenem nach § 7 Abs 1 UVP-G 2000 entspricht. Das Projekt ist
nach nahezu gleichen Regelungen wie im zweiten Abschnitt 6ffentlich kundzumachen (§ 24

Abs 8 UVP-G 2000).

Ebenso sind im vorliegenden Verfahren eine Umweltvertraglichkeitserklarung (UVE) und ein
Umweltvertraglichkeitsgutachten (UVGA) zu erstellen, wobei die fir letzteres maligeblichen
Kriterien eng an jene des § 12 UVP-G 2000 angepasst sind. Das UVGA ist im Anschluss 6ffent-
lich aufzulegen und den mitwirkenden Behorden sowie bestimmten anderen amtlichen Stel-

len zur Kenntnisnahme zu (bermitteln. Eine mindliche Verhandlung ist grundsatzlich

8 Ennéckl/N. Raschauer, Umweltvertriglichkeitspriifung, in Ennéckl/N. Raschauer/Wessely (Hrsg), Handbuch
Umweltrecht? (2019) 296 (358).
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vorgesehen, kann jedoch unter denselben Voraussetzungen wie in Verfahren nach dem zwei-

ten Abschnitt auch unterbleiben.

Mit der UVP-G-Novelle 2000 wurde die Dualitat von ordentlichem und vereinfachtem Verfah-
ren auch fiir den dritten Abschnitt ibernommen. Die beiden Verfahrensregime unterscheiden
sich im wesentlich dadurch, dass im vereinfachten Verfahren des dritten Abschnitts gem § 24
Abs 9 UVP-G 2000 an die Stelle des UVGA die zusammenfassende Bewertung der Umweltaus-

wirkungen tritt.

2.2.3.5. Sachliche Vollziehungszustidndigkeit nach dem dritten Abschnitt

§ 24 Abs 1 bis 4 UVP-G 2000 regelt ua die Behordenzustandigkeit flir Vorhaben, die gem
§§ 23a oder 23b UVP-G 2000 UVP-pflichtig sind. Nachdem mit der UVP-G-Novelle 2004 die
TrassenV durch bescheidmalliige Genehmigungen ersetzt worden sind, gleichen die verfah-
rensrechtlichen Bestimmungen der §§ 24 ff UVP-G 2000 nunmehr — wie bereits ausgefiihrt —
stark jenen des zweiten Abschnitts. Der wesentliche Unterschied liegt in der Zustandigkeit des
BMK (nunmehr BMIMI) zur Durchfiihrung der UVP sowie in der nur teilweisen Konzentration

der Genehmigungsverfahren.

Die Zustandigkeit zur Durchfihrung der UVP liegt im Verfahren nach dem dritten Abschnitt
beim BMK (nunmehr BMIMI). Die vom BMK (nunmehr BMIMI) durchgefiihrte Prifung miindet
in einem teilkonzentrierten Genehmigungsbescheid. In diesem ist Gber alle vom Bund zu voll-
ziehenden, fiir die Ausfiihrung des Vorhabens erforderlichen materiellen Genehmigungsbe-
stimmungen (sowie die zusatzlichen Genehmigungskriterien des § 24 Abs 1 bis 5 UVP-G 2000)
abzusprechen. ,Vom Bund zu vollziehende” Genehmigungsbestimmungen iSd § 24 Abs 1 sind

sowohl jene der unmittelbaren als auch solche der mittelbaren Bundesverwaltung.

Von der Konzentrationswirkung des Bescheids des BMK (nunmehr BMIMI) unberihrt bleiben
die Zustandigkeiten nach den Verwaltungsvorschriften der Lander. § 24 Abs 3 UVP-G 2000
sieht seit der Novelle 2012 vor, dass Uber die auf das Vorhaben anzuwendenden Verwaltungs-
vorschriften, die vom Land zu vollziehen sind, die LReg in einem teilkonzentrierten Genehmi-
gungsbescheid abzusprechen hat. ,Vom Land zu vollziehende” Genehmigungsbestimmungen

iSd § 24 Abs 3 UVP-G 2000 sind alle Regelungen, die in der Landesverwaltung vollzogen
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werden, also Materien der Art 11 und 15 B-VG.* Im teilkonzentrierten Verfahren der LReg
fehlt die in Abs 1 enthaltene Einschrankung auf die materiellen Genehmigungsbestimmungen.
Daher sind von der LReg sowohl die materiellen als auch die verfahrensrechtlichen Regelun-
gen der Verwaltungsvorschriften anzuwenden. Dementsprechend sieht §24 Abs7
UVP-G 2000 auch vor, dass nur im teilkonzentrierten Verfahren des BMK (nunmehr BMIMI)

die dort genannten Verfahrensregelungen des zweiten Abschnitts mitanzuwenden sind.

§ 24 UVP-G 2000 normiert somit, dass liber ein nach dem dritten Abschnitt UVP-pflichtiges
Vorhaben zwei teilkonzentrierte Bescheide zu ergehen haben: einer des BMK (nunmehr
BMIMI), der die vom Bund zu vollziehenden Verwaltungsvorschriften anwendet, sowie einer
der LReg, der sich auf die von den Ldandern zu vollziehenden Genehmigungsbestimmungen
stltzt. Beide Behorden haben bei der Erlassung des jeweiligen Bescheids die Ergebnisse der

vom BMK (nunmehr BMIMI) vorgenommene UVP zu berlcksichtigen.

Um trotz der parallel durchzufiihrenden Genehmigungsverfahren einen moglichst effizienten
Verfahrensablauf zu sichern, wurde eine Koordinationsverpflichtung des BMK (nunmehr
BMIMI) vorgesehen. Er soll zum einen vorzeichnen, welche Behdrde welche Ergebnisse der
UVP in ihrem Verfahren zu berlicksichtigen hat, sodass die Auflagen koordiniert erlassen wer-
den und eine vollstandige Beriicksichtigung der UVP in einem ,sinnvollen Ganzen” erfolgt.
Zum anderen soll auf eine Kontinuitat der Sachverstandigen im gesamten Verfahren hinge-

wirkt werden.?!

Der BMK (nunmehr BMIMI) kann gem § 24 Abs 1 UVP-G 2000 den Landeshauptmann (LH) mit

der Durchfihrung der UVP und des teilkonzentrierten Genehmigungsverfahrens sowie der

% n der RV zur UVP-G-Novelle 2012 wird ausgefiihrt, dass die verfassungsrechtliche Grundlage fiir die Genehmi-
gungskonzentration auf Landesebene in der Bestimmung des Art 11 Abs 6 B-VG bestehe, wonach die Genehmi-
gung der in Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG genannten Vorhaben durch Bundesgesetz geregelt werden kdnne, soweit ein
Bediirfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften als vorhanden erachtet stellt jedoch bloR die Grundlage fiir
die inhaltlichen Genehmigungsvoraussetzungen des dritten Abschnitts dar (,,Genehmigung der in Art 10 Abs 1
Z 9 B-VG genannten Vorhaben”). Nach dieser Bestimmung ist der Bund ermachtigt, die materiellen Bestimmun-
gen fir die Genehmigung von Verkehrsvorhaben iSd Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG einheitlich zu regeln, soweit ein Be-
diirfnis nach Erlassung solcher Vorschriften besteht. Daher kann der Bundesgesetzgeber mit dem UVP-G 2000
bundesweit einheitliche UVP-spezifische Genehmigungskriterien fir BundesstraRen und Hochleistungsstrecken
aufstellen (vgl Ennéckl in Ennéckl/N. Raschauer 19 (32 f); Ennéckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 24 Rz 2).
Eine Kompetenz, mittels Bundesgesetzes in die verfahrensrechtliche Gestaltung von landesgesetzlichen Bewilli-
gungsverfahren einzugreifen, lasst sich aus Art 11 Abs 6 B-VG hingegen nicht ableiten. Die in § 24 Abs 3 angeord-
nete Verfahrenskonzentration von ,vom Land zu vollziehenden“ Genehmigungsbestimmungen ist mE daher
kompetenzwidrig.

9 Ennéckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 24f Rz 8.
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Entscheidung ganz oder teilweise betrauen. Da diese Regelung offenkundig der des § 39 Abs 1
nachempfunden ist und den Interessen der ZweckmaRigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kos-
tenersparnis dient, handelt es sich bei dieser Betrauung um eine sog unechte Delegation.*
Gleiches gilt fur die Moglichkeit der LReg, gem § 24 Abs 3 die Bezirksverwaltungsbehoérde
(BVB) mit der Durchfiihrung des ihr obliegenden teilkonzentrierten Genehmigungsverfahrens

und der Entscheidung ganz oder teilweise zu betrauen.

Der BMK (nunmehr BMIMI) ist auch die im Feststellungsverfahren ieS und in der Einzelfallpri-
fung zustandige Behoérde. Die Durchfiihrung des Verwaltungsstrafverfahrens obliegt jedoch
der BVB. Im dritten Abschnitt fallen somit die Zustandigkeit zur Genehmigung und jene als

Strafbehorde — anders als im zweiten Abschnitt — auseinander.®

2.2.3.6. Rechtsschutz im Verfahren nach dem dritten Abschnitt

Seit dem Inkrafttreten der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 und der Einflihrung der
zweigliedrigen Verwaltungsgerichtsbarkeit ist grundsatzlich das BVwG zur Entscheidung tber
Beschwerden in Angelegenheiten nach dem UVP-G 2000 zustandig. Diese Zustandigkeit um-
fasst auch die Feststellungbescheide sowie Genehmigungsbescheide nach dem dritten Ab-
schnitt. Es sind daher sowohl die teilkonzentrierten Bescheide des BMK (nunmehr BMIMI)
(nach § 24 Abs 1 UVP-G 2000) als auch jene der LReg (nach § 24 Abs 3 UVP-G 2000) beim
BVWG zu bekdampfen.** Rechtsmittelentscheidungen in Strafverfahren fallen jedoch in die Zu-

standigkeit der LVwG.

2.2.4. Bundesgesetz liber die strategische Priifung im Verkehrsbereich (SP-V-
G)

Die Umsetzung der SUP-RL* erforderte auch eine Anderung des Planungs- und Festlegungsre-
gimes fiir das bundesweite hochrangige Verkehrswegenetz. Umgesetzt wurde die SUP-RL im
Verkehrsbereich des Bundes mit dem Bundesgesetz liber eine strategische Priifung im Ver-
kehrsbereich (SP-V-G).* Die Umsetzung der RL wurde im Eisenbahnbereich auf Hochleistungs-

strecken beschrankt. Gegenstand der Priifung sind Verordnungsentwiirfe, die eine Erklarung

92 Vgl B. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht® Rz 172.

93 Ennéckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 24 Rz 6

% C. Baumgartner, RdU 2013, 144.

% RL 2001/42/EG {ber die Priifung der Umweltauswirkungen bestimmter Pline und Programme, ABI L 197/30.
% BGBI | 2005/96.
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von weiteren geplanten oder bestehenden Eisenbahnen gem § 1 HIG oder eine Anderung von

Verordnungen gem § 1 HIG zum Gegenstand haben.®’

Geringflgige Netzveranderungen iSd § 3 Abs 2 und 3 SP-V-G bediirfen keiner SUP. Eine solche
liegt vor, wenn der BMVIT (nunmehr BMIMI) nach Einbeziehung der Umweltstellen und unter
Berlicksichtigung der in Anhang Il der SUP-RL angefiihrten Kriterien in Form einer Einzelfall-
prifung feststellt, dass diese vorgeschlagene Netzveranderung eine geringfligige Netzveran-
derung ist und diese voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf dieim § 5 Z 4 lit a bis

j SP-V-G angefiihrten Ziele und auf die Umwelt erwarten ldsst.*
Jedenfalls keiner SUP-Pflicht unterliegen®

=  Verordnungsentwirfe in dem Umfang, in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen,
die keiner oder keiner umfangreichen BaumaRBnahmen zur Optimierung der Verkehrsbe-
dienung bedirfen, zu Hochleistungsstrecken gem § 1 HIG vorgeschlagen ist;

* Verordnungsentwiirfe fiir eine Anderung von Verordnungen gem § 1 HIG in dem Umfang,
in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken, die keiner oder
keiner umfangreichen BaumaRnahmen zur Optimierung der Verkehrsbedienung bediir-
fen, vorgeschlagen ist;

* Verordnungsentwiirfen fiir eine Anderung von Verordnungen gem § 1 HIG in dem Umfang,
in dem vorgeschlagen ist, die Erklarung von geplanten oder bestehenden Eisenbahnen zu

Hochleistungsstrecken zuriickzunehmen;

Das Initiativrecht fir eine Netzanderung kommt den in § 2 Abs 6 SP-V-G genannten ,Initiato-
ren zu, das sind der Verkehrsminister, die Linder, die ASFINAG, OBB-Infrastruktur Bau AG,
die via donau — Osterreichische WasserstraRen-GmbH, sowie sonstige ,befugte Errichtungs-
gesellschaften“® Dem Recht zur Initiative folgt die Pflicht zur Erstellung des Umweltberichtes

durch den Initiator, welcher die zentrale Grundlage des gem §§ 8 f SP-V-G durchzufiihrenden

97§ 3 Abs 1Z 1 SP-V-G.

% Diese Feststellung ist vom Bundesminister/von der Bundesministerin fiir Verkehr, Innovation und Technologie
unter Angabe der Griinde, die dieser Feststellung zu Grunde liegen, auf der Internetseite des Bundesministeriums
fr Verkehr, Innovation und Technologie zu veroffentlichen.

% § 3 Abs 3 SP-V-G.

100 Befugte Errichtungsgesellschaften” sind Gesellschaften, die entweder durch Bundesgesetz oder Staatsver-
trag, oder auf Basis einer bundesgesetzlichen oder staatsvertraglichen Ermachtigung errichtet wurden und deren
satzungsmaliger oder gesellschaftsvertragsmaBiger Zweck es ist, Bundesstralen, Hochleistungsstrecken oder
WasserstraRen zu finanzieren, zu planen, zu bauen oder zu erhalten oder deren Finanzierung, Planung, Bau oder
Erhaltung zu bewirken. Vgl § 2 Abs 7 SP-V-Gesetz.
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Anhorungsverfahrens und Entscheidungsgrundlage fiir die Erstellung der Gesetzes- oder Ver-

ordnungsentwirfe zur Netzanderung ist. Sondervorschriften gelten fiir Vorhaben mit grenz-

Uberschreitenden Umweltauswirkungen.o

Die Verletzung von Vorschriften des SP-V-G bei Hochleistungsstrecken fiihrt (im Gegensatz zu

BundesstraRen) zu einer Gesetzwidrigkeit der ErklarungsVO der BReg, weil das SP-V-G als be-

sondere Regelung des Verordnungserlassungsverfahrens zu deuten ist.*®?

2.3. Verordnungen

Bislang erlassene Hochleistungsstrecken-Verordnungen:

Verordnung der Bundesregierung (iber die Erklarung von Eisenbahnen zu Hochleistungs-
strecken (1. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI 1989/370 idF BGBI Il 1998/370
Verordnung der Bundesregierung vom 19. Dezember 1989 (iber die Erklarung weiterer Ei-
senbahnen zu Hochleistungsstrecken (2. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI
1989/675

Verordnung der Bundesregierung Uber die Erklarung weiterer Eisenbahnen zu Hochleis-
tungsstrecken (3. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI 1994/83

Verordnung der Bundesregierung Uber die Erklarung weiterer Eisenbahnen zu Hochleis-
tungsstrecken (4. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI || 1997/273

Verordnung der Bundesregierung Uiber die Erklarung weiterer Eisenbahnen zu Hochleis-
tungsstrecken (5. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI 11 2012/11

Verordnung der Bundesregierung liber die Erklarung einer weiteren Eisenbahn zur Hoch-

leistungsstrecke (6. Hochleistungsstrecken-Verordnung), BGBI 11 2018/36

2.4. Notwendigkeit der Anderung der/einzelner HL-VOs

2.4.1. Legalitatsprinzip (Art 18 B-VG)

Als Zentralnorm der demokratischen Rechtsstaatlichkeit'®® steht das Legalitatsprinzip des

Art 18 Abs 1 B-VG in der Mitte der durch das B-VG konstituierten rechtsstaatlichen und

101 § 7 SP-V-Gesetz; Piirgy/Hofer, 1053 (1130).
102 piirgy/Hofer, Verkehrsrecht 1053 (1130).
103 Rill in Kneihs/Lienbacher, Kommentar Bundesverfassung, Art 18 B-VG Rz 1.
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demokratischen Ordnung. Ohlinger/Eberhard sprechen davon, dass das Legalititsprinzip eine
rechtsstaatliche Zdhmung der parlamentarischen Herrschaft bedeutet.®* Es bildet gleicherma-
Ren ein Scharnier zwischen dem demokratischen und dem rechtsstaatlichen Bauprinzip der
Bundesverfassung.'®> Der VfGH spricht auch in stRsp vom in , Art 18 Abs 1 B-VG verankerten
Rechtsstaatsprinzip®, das gebiete, ,dass Gesetze einen Inhalt haben miissen, durch den das

Verhalten der Behérde oder des Gerichts vorherbestimmt ist“ 1%

Kernelement der durch Art 18 Abs 1 B-VG angeordneten Bindung der gesamten staatlichen
Verwaltung an das Gesetz ist das Gebot der hinreichenden inhaltlichen Bestimmtheit von Ge-
setzen (Determinierungsgebot), das der VfGH in seiner mit VfSlg 176/1923 beginnenden Rsp
zunachst zur Verordnungsermachtigung des Art 18 Abs 2 B VG entwickelt und in weiterer
Folge als generellen, in Art 18 Abs 1 und 2 B-VG verankerten Grundsatz naher ausdifferenziert
hat.1%” Der spezifisch rechtsstaatliche Gehalt besteht darin, die Verwaltung an feste Regeln zu
binden, die ihr Handeln fir den Birger vorhersehbar und beherrschbar machen.'®® Das Deter-
minierungsgebot sieht vor, dass im Interesse der demokratischen Legitimation des Vollzugs-
handelns, seiner Vorhersehbarkeit fir die Rechtsunterworfenen und seiner effektiven (ver-
waltungs)gerichtlichen Kontrolle, dass ,,alle wesentlichen Momente der beabsichtigten Rege-
lung“*® schon im Gesetz selbst festgelegt sind. Der Gesetzgeber hat daher die Zustandigkeit
der Behorde, den materiellen Inhalt des verwaltungsbehérdlichen Handelns, insbesondere da-
rauf gestlitzt zu erlassende Rechtsakte, und das Verfahren ihrer Erlassung mit der verfassungs-

rechtlich geforderten Genauigkeit zu regeln.'*°

Das in Art 18 Abs 1 B-VG verankerte Rechtsstaatsprinzip gebietet somit, dass Gesetze einen
Inhalt haben missen, durch den das Verhalten der Beh6rde oder des Gerichts vorherbestimmt
ist. Es kann allerdings im Hinblick auf den jeweiligen Regelungsgegenstand erforderlich sein,
dass der Gesetzgeber bei der Beschreibung und Formulierung der gesetzlichen Kriterien un-

bestimmte Gesetzesbegriffe verwendet und durch die damit zwangsldufig verbundenen

194 Ohlinger/Eberhard, Verfassungsrecht® (2022) Rz 354.

105 Ranacher/Sonntag in Kahl/Khazadeh/Schmid, Kommentar Bundesverfassungsecht (2021) Art 18 B-VG Rz 1.
106 Bejspielhaft VfGH 5. 3. 2020, G 178/2019; VfSlg 20.241/2018, 20.235/2018.

107 Ranacher/Sonntag in Kahl/Khazadeh/Schmid Art 18 Rz 10.

198 Ghlinger/Eberhard, Verfassungsrecht'® Rz 598.

109 \/fSg 176/1923.

110 kahl/Weber, Allgemeines Verwaltunsrecht2 (2019) Rz 153; Rill, Art 18 B-VG, in Kneihs/Lienbacher, Rz 58 ff.
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Unscharfen von einer exakten Determinierung des Behordenhandelns Abstand nimmt.''* Die
Verwendung unbestimmter Gesetzesbegriffe allein belastet eine Regelung noch nicht mit Ver-
fassungswidrigkeit.'? Entscheidend ist vielmehr, ob der Anordnungsgehalt einer Regelung un-

ter Heranziehung aller Auslegungsmethoden geklart werden kann.'*?

Ob eine Regelung dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot entspricht, richtet sich nicht nur
nach ihrem Wortlaut, sondern auch nach ihrer Entstehungsgeschichte, dem Gegenstand und
dem Zweck der Regelung.'** Bei der Ermittlung des Inhalts einer gesetzlichen Regelung sind
daher alle der Auslegung zur Verfligung stehenden Moglichkeiten auszuschépfen. Erst wenn
nach Heranziehung samtlicher Interpretationsmethoden noch nicht beurteilt werden kann,
wozu das Gesetz ermachtigt, verletzt die Regelung die in Art 18 B-VG enthaltenen rechtsstaat-

lichen Erfordernisse.t

Der nach Art 18 Abs 1 B-VG gebotene Grad der inhaltlichen Bestimmtheit ist dariber hinaus
kein einheitlicher. Vielmehr ist angesichts der unterschiedlichen Lebensgebiete, Sachverhalte
und Rechtsfolgen, die Gegenstand und Inhalt gesetzlicher Regelungen sein kénnen, ein dem
jeweiligen Regelungsgegenstand adaquater Determinierungsgrad verlangt (sog differenzier-
tes Legalitatsprinzip'®). Konkret kommt es auf die zu regelnde Sache und den Regelungszu-
sammenhang an, welche Determinierungsanforderungen die Verfassung an den Gesetzgeber

stellt.1”

Mir liegen zwei (vom BMIMI {bermittelte) Gutachten vor,'*® die sich mit der Auslegung des
HIG und spezifischer HL-VOs beschaftigen. Beide kommen zum Ergebnis, dass die HL-VOs einer
Auslegung zuganglich und daher implizit iSd Art 18 B-VG nicht unzureichend determiniert sind.
Da die Gutachten jedenfalls lege artis verfasst sind, besteht aus meiner Sicht kein Widerspruch

zu dieser Einschatzung.

111 vg| VfSlg 20.279/2018, 13.785/1994 mwN.

112 gl zB VfSlg 3981/1961, 18.550/2008, 19.530/2011 und 20.070/2016.

113 vgl zB VfSlg 8395/1978, 10.296/1984, 13.785/1994, 18.821/2009, 19.530/2011, 20.476/2021.

114 vgl zB VfSlg 8209/1977, 9883/1983 und 12.947/1991.

115 vgl zB VfSlg 5993/1969, 7163/1973, 7521/1975, 8209/1977, 8395/1978, 11.499/1987, 14.466/1996,
14.631/1996, 15.493/1999, 16.137/2001 und 16.635/2002.

116 vfSlg 13.785/1994, 19.700/2012 mWN.

117 vfSlg 19.899/2014 mwN.

118 DI Hans Weber, Gutachten zur 2. HL-VO (Nov 2024); Dr. Klaus Zeleny, Gutachten zur Verbindungsbahn Wien
(Okt 2024).

28



2.4.2. Recht auf den gesetzlichen Richter (Art 83 Abs 2 B-VG)

Zu beachten ist, dass sich aus Grundrechtsbestimmungen zusatzliche Anforderungen an die
hinreichende Bestimmtheit von Gesetzen ergeben, insbesondere aus dem Recht auf den ge-
setzlichen Richter. Art 83 Abs 2 B-VG verpflichtet den Gesetzgeber zu einer — strengen Prii-
fungsmaRstdaben standhaltenden — prazisen Regelung der Behdrdenzustdndigkeit, die sich
,hach objektiven Kriterien“ aus dem Gesetz ergeben muss.'”® Die behordlichen Zustandigkei-
ten missen bereits im Gesetz ausreichend prazise festgelegt sein, sodass niemand im Einzel-

fall durch einen Akt der Vollziehung seinem gesetzlichen Richter entzogen werden kann.?

Behordliche Zustandigkeiten sind daher vom Gesetzgeber durch Umschreibung der die Zu-
standigkeiten begriindenden objektiven Tatbestandsvoraussetzungen festzulegen und diirfen
nicht von Umstdanden abhdngen, die der einzelne Rechtsunterworfene nicht voraussehen
kann. Im Hinblick auf Art 83 Abs 2 B-VG kann daher eine Regelung verfassungswidrig sein,
wenn die Zustandigkeit an einen Sachverhalt geknlipft ist, dessen Vorliegen nicht in einer in
einem Gesetz geregelten Weise feststellbar ist. Dies war etwa bei einer Regelung der Fall, wel-
che eine nach Einwohnerzahl der Gemeinde verschiedene Rechtsmittelbehdrden vorsah.'?
Damit geht Art 83 Abs 2 B-VG liber das Determinierungsgebot des Art 18 Abs 2 B-VG hinaus,
indem es keinen differenzierten DeterminierungsmaRstab vermittelt.'?> Die ,,Behdrdenzustan-
digkeit ist entweder im Gesetz selbst zu regeln oder so festzulegen, dass sie in verfassungs-

rechtlich zuldssiger Weise auf ein Gesetz zuriickgefiihrt werden kann“.'2

Wendet man diesen PrifmaRstab auf die 2. Hochleistungsstrecken-Verordnung®?* (,Raum
Wien“in § 1Z 1 und 7) und die 4. Hochleistungstrecken-Verordnung'® (,Raum Graz”“, ,Raum
Tulln“in §1Z 1 und 4 ) an, so ist mE mehr als fraglich, ob diese den Vorgaben des Art 83 Abs 2
B-VG entsprechen. In diesem Zusammenhang ist wesentlich, dass die Regelungen dieser Ver-
ordnung zustandigkeitsbegriinende Wirkung entfallen. Ist eine Eisenbahnstrecke mittels Ver-
ordnung zur Hochleistungsstrecke erklart, hat dies zur Folge, dass eine andere Behdrdenzu-

standigkeit gilt. Vorhaben in Bezug auf solche Strecken unterliegen dem dritten Abschnitt des

119 vfSlg 10.311/1984, 18.639/2008, 19.991/2015 mwN.

120 Berka, Verfassungsrecht & (2021) Rz 1575.

21 yfs|g 6675/1972.

122 khakzadeh in Kneihs/Lienbacher, Kommentar Bundesverfassung, Art 83 B-VG Rz 17.
123 fs|g 13.578/1993.

124 BGBI 1989/675.

125 BGBI 11 1997/273.
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UVP-G 2000, hinsichtlich derer die Zustdndigkeit sowohl von jener nach dem zweiten Ab-
schnitt des UVP-G 2000 (LReg) als auch nach § 12 EisbG abweicht. Auch die verwaltungsge-
richtliche Zustandigkeit nach dem dritten Abschnitt des UVP-G 2000 (BVwG) weicht von jener

nach § 12 EisbG (idR LVwG) ab.

Da fiir den Rechtsunterworfenen wohl nicht erkennbar ist, welcher rdumliche Bereich mit den
Begriffen ,,Raum Wien”, ,,Raum Graz” und ,Raum Tulln” erfasst werden sollte, erscheint es
fraglich, ob die Behordenzustdndigkeit einer dem Art 83 Abs 2 B-VG entsprechenden Weise
determiniert ist. Sollten die Regelungen im Zuge eines Anderungsverfahrens vor den VfGH
gebracht werden, erscheint eine Aufhebung dieser Regelungen wegen Verletzung des Rechts-
auf den gesetzlichen Richter als nicht ausgeschlossen. Ich halte daher eine Anpassung dieser

Formierungen fir dringend geboten.

30



3. Mogliche Novelle des Hochleistungsstreckengesetzes

3.1. Begutachtungsentwurf des BMIMI

Das Bundesministerium fiir Innovation, Mobilitdt und Infrastruktur (BMIMI) hat mir mit Mail
vom 15. 7. 2025 einen Entwurf fiir eine Novelle des HIG Ubermittelt. Dieser Entwurf sieht fol-

gende Anderungen im HIG vor:

,Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz iiber Eisenbahn-Hochleistungsstrecken (Hochleis-

tungsstreckengesetz — HIG) gedindert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz iiber Eisenbahn-Hochleistungsstrecken (Hochleistungsstreckengesetz —
HIG), BGBI. Nr. 135/1989, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 154/2004, wird

wie folgt gedindert:
1. Nach § 1 Abs. 2 werden folgende Abs. 3 und 4 angefiigt:

»(3) Keiner gesonderten Erklérung zur Hochleistungsstrecke bediirfen jene Strecken, die Hoch-
leistungsstrecken innerhalb eines Knotens funktional miteinander verbinden oder in unmittel-
barem Zusammenhang mit diesen stehen. Als Knoten im Sinne dieses Gesetzes gelten zumin-
dest die Gemeindegebiete der in den Hochleistungsstrecken-Verordnungen benannten An-

fangs-, End- und Zwischenpunkte.

(4) Die Bundesregierung kann durch Erlassung einer Hochleistungsstreckennetz-Verordnung
(HNV) die bestehenden Hochleistungsstrecken-Verordnungen zusammenfassen. Mit Inkraft-
treten einer solchen Verordnung treten die bestehenden Verordnungen aufler Kraft. In einer
solchen Verordnung kénnen auch die in Knoten bestehenden oder geplanten und somit einen
Teil des Hochleistungsstreckennetzes bildenden Eisenbahnstrecken und -teile iSd Abs. 3 ange-
ftihrt werden. Diese Verordnung hat das Netz der bestehenden und geplanten Hochleistungs-
strecken gesamthaft und zusammenfassend zu beschreiben und kann eine Plandarstellung un-
ter Beriicksichtigung des Bestandsnetzes umfassen. Ab Inkrafttreten dieser Verordnung hat die
Bundesregierung Anderungen am so kundgemachten Hochleistungsstreckennetz durch Ande-

rung dieser Verordnung durchzufiihren.”

2. § 5a Abs. 11 lautet:
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»(11) Insoweit nicht Abs. 10 anzuwenden ist, tritt eine Verordnung nach Abs. 1 sieben Jahre
nach ihrem Inkrafttreten aufler Kraft. Dieses AufSerkrafttreten hat der Bundesminister fiir In-

owu

novation, Mobilitét und Infrastruktur im Bundesgesetzblatt kundzumachen.
In den Erlduterungen wird ausgefihrt wie folgt:
,Allgemeiner Teil

Die dsterreichische Bundesregierung kann gem. § 1 Abs. 1 Hochleistungsstreckengesetz (HIG;
BGBI. Nr. 135/1989 idF BGBI. | Nr. 154/2004) bestehende oder geplante Eisenbahnen (Strecken
oder Streckenteile einschliefSlich der notwendigen Eisenbahnanlagen) durch Verordnung zu
Hochleistungsstrecken erkléren. Ebenso kénnen bestehende oder geplante Eisenbahnen zu
Hochleistungsstrecken erkldrt werden, die ,in unmittelbarem Zusammenhang mit Hochleis-
tungsstrecken stehen und fiir eine rationelle Fiihrung des Eisenbahnbetriebes oder Eisenbahn-
verkehrs auf Hochleistungsstrecken benétigt werden”. Hochleistungsstrecken kommt ,eine be-
sondere Bedeutung fiir einen leistungsféhigen Verkehr mit internationalen Verbindungen oder

ftir den Nahverkehr” zu.

Die Summe der Hochleistungsstrecken-Verordnungen (HL-VO) bildet das bundesweit hochran-
gige Verkehrswegenetz im Bereich der Eisenbahn. HL-VOs sind knapp formuliert und umfassen

einzig die relevanten Knoten (Knoten-Kanten-Modell).

Seit dem Jahr 1989 wurden insgesamt sechs HL-VOs verdffentlicht. Diese dienten historisch
verschiedenen Zwecken und divergieren in der Art und Genauigkeit der definierten Strecken
und Knoten auch dort, wo sie einerseits bestehende Strecken bezeichnen oder die Grundlage
fiir Aus- oder Neubauvorhaben —in der Regel lange vor Festlegung einer Trasse — bilden sollten.
Dies fiihrte — neben der Wortwahl fiir (teils als ,Raum“ angesprochene) Knoten und der Be-
stimmbarkeit der diese verbindenden Strecken —in der Praxis zu Auslegungsschwierigkeiten.
Die vorliegende Novelle dient der Klarstellung von Inhalten des HIG bzw. der HL-VO, mit dem
Ziel die Rechtssicherheit in zukiinftigen Genehmigungsverfahren im Bereich der Hochleistungs-

strecken zu erhéhen.
Kompetenzgrundlage:

Die verfassungsrechtliche Kompetenzgrundlage liegt im Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG (Verkehrswe-

sen beziiglich der Eisenbahnen).

32



Besonderer Teil
ZuZ1(§1):

Der neu eingefiigte Abs 3 dient der Klarstellung, dass bestehende Eisenbahnstrecken und Stre-
ckenabschnitte oOffentlicher Eisenbahnen in durch Hochleistungsstrecken-Verordnungen be-
zeichneten Knoten des Hochleistungsnetzes dann Teil des Hochleistungsstreckennetzes sind,
wenn sie der funktionalen Verbindung zwischen in diese Knoten miindenden oder passierenden
Hochleistungsstrecken dienen und damit netzbildenden bzw. netzschliefSfenden Charakter ha-
ben. In unmittelbarem Zusammenhang stehende Strecken sind solche Strecken, die Personen-
bahnhdfe, Giiterterminals und andere Zutritts- und Umschlagspunkte mit besonderer Bedeu-
tung fiir den leistungsfdhigen Verkehr mit internationalen Verbindungen oder fiir den Nahver-

kehriS § 1 Abs. 1 in einem Knoten an Hochleistungsstrecken anbinden.

Durch die Anderung des Abs. 4 soll eine Zusammenfassung aller bestehenden Hochleistungs-
strecken-Verordnungen in einer redaktionell bereinigten Fassung, des durch die geltenden
Hochleistungsstrecken beschriebenen Hochleistungsstrecken-Gesamtnetzes in Form einer alle
bestehenden HL-Strecken in einer Verordnung zusammenfassenden Hochleistungsstrecken-
netz-Verordnung (HNV) erméglicht werden. Dies dient dazu allféllige Redundanzen in den be-
stehenden Hochleistungsstrecken-Verordnungen zu beseitigen und fiir alle Beteiligten eine ein-
fachere Interpretation und Handhabung des liber Jahrzehnte gewachsenen Rechtsbestands zu

ermdglichen.

Bei Erlassung einer Hochleistungsstreckennetz-Verordnung kénnen auch die in verordneten
Knoten bestehenden und einen Teil des Hochleistungsstreckennetzes bildenden Eisenbahnstre-
cken und -teile iSd Abs. 3 angefiihrt werden. Durch eine solche Verordnung kénnen jedoch
keine inhaltlichen Anderungen oder Ergéinzungen vorgenommen werden, da dafiir die Durch-
flihrung einer strategischen Priifung Verkehr nach den Bestimmungen des SP-V-Gesetzes zu
priifen wire. Ebenso ist bei Anderung dieser Verordnung die Notwendigkeit einer Durchfiih-

rung einer strategischen Priifung Verkehr nach den Bestimmungen des SP-V-Gesetzes zu prii-

fen
ZuZ?2 (§ 5a):

Durch die gestiegene Komplexitdit der Verfahren (insb. Umweltvertrdglichkeitspriifung) hat

sich die Dauer der Genehmigungsverfahren in den letzten Jahrzehnten deutlich verlédngert. Mit
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der Verldngerung der Frist soll dem Rechnung getragen werden. Nichts desto trotz ist ohnedies
durch Abs. 10 sichergestellt, dass Trassengenehmigungen nur auf den unbedingt notwendigen

Zeitraum beschrdnkt bleiben.”

3.2. Kommentierung des Entwurfes und Anpassungsvorschlage

3.2.1.

Wie unter 2.4.2. dargelegt, erscheint es fraglich, ob die sich aus den HL-VOs ergebenden ma-
teriengesetzlichen Behdrdenzustandigkeiten in einer dem Art 83 Abs 2 B-VG entsprechenden
Weise determiniert sind. Der Entwurf fiir eine Anderung des HIG sieht vor, dass die ,,neue”
HNV das Netz der bestehenden und geplanten Hochleistungsstrecken ,gesamthaft und zu-
sammenfassend zu beschreiben” hat und eine Plandarstellung unter Beriicksichtigung des Be-
standsnetzes umfassen kann. Damit wiirde die HNV den Anforderungen des Rechts auf den
gesetzlichen Richter mE jedenfalls entsprechen, weil fiir die Rechtsunterworfenen aus der ge-
samthaften Beschreibung und der Plandarstellung eindeutig erkennbar wird, welche Eisen-
bahnstrecken als Hochleistungstrecken iSd § 1 HIG festgelegt werden sollen. Unklarheiten, die
sich aus der bloBen Nennung der Eisenbahnknoten ergeben wiirden, waren weitgehend un-
problematisch, weil aus der Plandarstellung, die Teil der VO ware, eindeutig ersichtlich ware,

welche Strecken innerhalb des Knotens erfasst werden sollen und welche nicht.

Empfohlen wird allerdings, statt der Formulierung ,,Diese Verordnung hat das Netz der beste-
henden und geplanten Hochleistungsstrecken gesamthaft und zusammenfassend zu beschrei-
ben und kann eine Plandarstellung unter Berlicksichtigung des Bestandsnetzes umfassen.” fol-
gende vorzusehen: ,Diese Verordnung hat das Netz der bestehenden und geplanten Hochleis-
tungsstrecken gesamthaft und zusammenfassend zu beschreiben und hat eine Plandarstellung

unter Berlicksichtigung des Bestandsnetzes zu umfassen.”

Eine Plandarstellung sollte mE obligatorisch vorgesehen werden, weil eine solche —im Gegen-
satz zur bloR verbalen Umschreibung — die vorhandenen und geplanten Strecken eindeutiger

voneinander abgrenzen kdnnte.

3.2.2.

Allenfalls konnte die Formulierung verwendet werden: ,Diese Verordnung hat das Netz der

bestehenden und geplanten Hochleistungsstrecken gesamthaft und zusammenfassend zu
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beschreiben und hat eine Plandarstellung unter Berlicksichtigung des Bestandsnetzes zu um-

fassen; SOFERN DIES ZUR Abgrenzung der Strecken notwendig ist.”

3.2.3.

Des Weiteren wird empfohlen, die Bezeichnung ,Raum“ im Zusammenhang mit Endpunkten
der Hochleistungsstrecken in der zukiinftigen HNV nicht mehr zu verwenden und die konkre-
ten Gemeinden bzw Endbahnhoéfe bzw Terminals zu nennen. Auch damit wird die ausrei-
chende Determinierung der Verordnung sichergestellt und werden Unklarheiten in der Ab-

grenzung vermieden.

3.2.4.

Im Entwurf wird der Begriff ,,Knoten” wie folgt definiert: ,,Als Knoten im Sinne dieses Gesetzes
gelten zumindest die Gemeindegebiete der in den Hochleistungsstrecken-Verordnungen be-
nannten Anfangs-, End- und Zwischenpunkte.“ Das Wort ,,zumindest” ist in diesem Zusam-

menhang flr den Regelungszweck mE nicht erforderlich.

Folgender in den Erlduterungen verwendete Satz sollte in den Gesetzestext des § 1 Abs 3 HIG

126. In unmittelbarem Zusammenhang stehende Strecken sind solche

aufgenommen werden
Strecken, die Personenbahnhdfe, Gliterterminals und andere Zutritts- und Umschlagspunkte
mit besonderer Bedeutung fiir den leistungsfdhigen Verkehr mit internationalen Verbindungen

oder fiir den Nahverkehr iS § 1 Abs. 1 in einem Knoten an Hochleistungsstrecken anbinden.”

3.2.5.

Abgrenzung der zusammenfassenden HNV einerseits und zukiinftige Anderungen der HNV an-
dererseits: Die Moglichkeit, dass die Bundesregierung durch Erlassung einer Hochleistungs-
streckennetz-Verordnung (HNV) die geltenden (anstatt: bestehende) Hochleistungsstrecken-
Verordnungen zusammenfassen kann, sollte abschlieffend im Abs 4 geregelt werden. Davon
sollte die Anderung dieser VO deutlich abgegrenzt werden. Ich schlage vor, dass der Abs 5 wie
folgt lautet: ,,Ab Inkrafttreten der Hochleistungsstreckennetz-Verordnung (HNV) hat die Bun-

desregierung Anderungen am so kundgemachten Hochleistungsstreckennetz durch Anderung

126 ygl auch die Stellungnahme des BKA-V, GZ 2025-0.480.948.
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dieser Verordnung durchzufiihren. Anderungen der Hochleistungsstreckennetz-Verordnung

haben die Voraussetzungen des Abs. 1 zu erfiillen.”

3.2.6.

Nach & 3 Abs 1 SP-V-G hat der Bundesminister/die Bundesministerin fur Verkehr, Innovation
und Technologie vor Erstellung von Verordnungsentwiirfen, die die Erklarung von weiteren
geplanten oder bestehenden Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken gem § 1 HIG, sowie die
Anderung von Verordnungen gemiR § 1 HIG zum Gegenstand haben, einer strategischen Prii-

fung zu unterziehen.

Jedenfalls nicht durchzufiihren ist eine strategische Priifung im Sinne des Abs. 1 vor Erstellung

von:

= Verordnungsentwiirfen in dem Umfang, in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen,
die keiner oder keiner umfangreichen BaumalRnahmen zur Optimierung der Verkehrsbe-
dienung bedirfen, zu Hochleistungsstrecken gemaR § 1 HIG vorgeschlagen ist;

* Verordnungsentwiirfen fiir eine Anderung von Verordnungen gemaR § 1 HIG in dem Um-
fang, in dem die Erkldrung bestehender Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken, die keiner
oder keiner umfangreichen Baumalnahmen zur Optimierung der Verkehrsbedienung be-
dirfen, vorgeschlagen ist;

* Verordnungsentwiirfen fiir eine Anderung von Verordnungen gemaR § 1 HIG in dem Um-
fang, in dem vorgeschlagen ist, die Erklarung von geplanten oder bestehenden Eisenbah-

nen zu Hochleistungsstrecken zuriick zu nehmen.

Fir die erstmalige Erlassung der Hochleistungsstreckennetz-Verordnung (HNV) ist folglich
keine strategischen Priifung SUP nach dem SP-V-G erforderlich, weil die betreffenden Stre-
cken nach § 1 Abs 4 HIG (iSd Entwurfes) schon zwingend zuvor per VO als Hochleistungstrecke

ausgewiesen sein mussten.
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4. Fragen Novellierung HIG/HL-Strecken

4.1.

Rheintal: Die Strecken im Vorarlberger Rheintal Feldkirch — Bregenz — Staatsgrenze bei Hor-
branz bzw. Bregenz — Staatsgrenze bei Lustenau sind derzeit nicht als HL-Strecken verordnet.
Gleichzeitig besitzen sie aufgrund ihrer verkehrlichen Funktion zweifelsfrei Eigenschaften einer
HL-Strecke iSd HIG (besondere Bedeutung fiir einen leistungsfdhigen Verkehr mit internationa-

len Verbindungen bzw. fiir den Nahverkehr).

= Ist fiir die Erkldrung dieser Strecken zu HL-Strecken eine SP-V notwendig?

= st es mdglich, diese Strecken auf Grundlage des § 3 Abs 3 Z 1 SP-V-G zu HL-Strecken zu
erkldren, ohne eine SP-V durchzufiihren?

=  Gibt es weitere Méglichkeiten, diese Strecke zur HL-Strecke ohne SP-V zu erkldren (zB Er-

gdnzung Passus HIG etc)?

Die Eisenbahnstrecke von Feldkirch nach Bregenz und von dort zur Staatsgrenze ist derzeit
nicht als Hochleistungsstrecke iSd § 1 Abs 1 HIG verordnet. Die 2. Hochleistungsstrecken-Ver-
ordnung (BGBI 1989/675) enthalt zwar die Strecke ,,Bludenz-Staatsgrenze bei Feldkirch”; eine
Bahnverbindung von oder nach Bregenz ist aber in keiner der Hochleistungsstrecken-Verord-
nungen enthalten. Um die Strecken im Vorarlberger Rheintal Feldkirch — Bregenz — Staats-
grenze bei Horbranz bzw. Bregenz — Staatsgrenze bei Lustenau zur Hochleistungsstrecke zu
erklidren, wire daher entweder eine neue Hochleistungsstrecken-Verordnung oder die Ande-
rung einer bestehenden Hochleistungsstrecken-Verordnung erforderlich (am zweckmaRigsten

wohl der 2. Hochleistungsstrecken-Verordnung).

Nach § 1 Abs 1 SP-V-G ist der Zweck dieses Bundesgesetzes, vorgeschlagene Netzverdanderun-
gen bereits vor Erstellung von Gesetzes- und Verordnungsentwiirfen, die der (nunmehrige)
BMIMI der Bundesregierung zur Beschlussfassung vorzulegen beabsichtigt und deren Gegen-

stand vorgeschlagene Netzverdnderungen sind, einer strategischen Priifung zu unterziehen.

Eine Netzverinderung ist jede Anderung des bundesweiten hochrangigen Verkehrswegenet-
zes. Zum ,bundesweiten hochrangigen Verkehrswegenetz” gehéren nach § 2 Abs 2 Z 1 SP-V-G

auch Eisenbahn-Hochleistungstrecken.
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§ 3 Abs 1 SP-V-G sieht vor, dass gemaR § 4 SP-V-G vorgeschlagene Netzverdanderungen einer
strategischen Priifung zu unterziehen sind. Der BMIMI hat eine strategische Prifung vor Er-
stellung bestimmter Entwirfe durchzufiihren, die er der Bundesregierung zur Beschlussfas-
sung vorzulegen beabsichtigt und deren Gegenstand vorgeschlagene Netzverdnderungen

sind. Zu den im Gesetz aufgelisteten Entwiirfen zahlen auch Verordnungsentwiirfe, die

= die Erklarung von weiteren geplanten oder bestehenden Eisenbahnen zu Hochleistungs-
strecken gemaR § 1 Hochleistungsstreckengesetz — HIG, BGBI. Nr. 135/1989;

» die Anderung von Verordnungen gemiR § 1 HIG
zum Gegenstand haben.

Soll eine bestehende Eisenbahnstrecke zur Hochleistungsstrecke erklart werden, sieht das
SP-V-G folglich als Grundannahme vor, dass vor der Erstellung des entsprechenden Verord-
nungsentwurfs eine SP-V durchzufiihren ist (arg: , bestehende Eisenbahnen“ in § 3 Abs1Z1
lit a SP-V-G). Von dieser Grundregelung sieht das Gesetz allerdings zwei Ausnahmen vor: die
erste sieht vor, dass bestimmte Anderungen in keinem Fall SP-V-pflichtig sind (§ 3 Abs 3 SP-V-
G); die andere, dass eine SP-V unter bestimmten Umstdnden nach einer Einzelfallprifung ent-

fallen kann (§ 3 Abs 2 SP-V-G).
Zwingend keine SP-V ist durchzufiihren (,,jedenfalls nicht durchzufiihren®) bei:

1. Verordnungsentwiirfen in dem Umfang, in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen,
die keiner oder keiner umfangreichen BaumalRnahmen zur Optimierung der Verkehrsbe-
dienung bedirfen, zu Hochleistungsstrecken gemaf § 1 HIG vorgeschlagen ist;

2. Verordnungsentwiirfen fiir eine Anderung von Verordnungen gemaR § 1 HIG in dem Um-
fang, in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken, die keiner
oder keiner umfangreichen BaumaRnahmen zur Optimierung der Verkehrsbedienung be-

dirfen, vorgeschlagen ist.

Ob die Z1 oder 2 in diesem Falle einschldgig ware, richtet sich danach, ob die bestehende
Strecke in eine bereits bestehende Hochleistungsstrecken-Verordnung aufgenommen werden

soll (Z 2) oder ob eine eigene, neue Verordnung erlassen werden soll (Z 1).

In beiden Fallen kann eine SP-V nur dann entfallen, wenn die zukiinftige Hochleistungsstrecke

,keiner oder keiner umfangreichen Baumafinahmen zur Optimierung der Verkehrsbedienung

bedarf. Sind fur die Strecken Feldkirch — Bregenz — Staatsgrenze bei Horbranz bzw. Bregenz —
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Staatsgrenze bei Lustenau aus heutiger Sicht keine Ausbau- oder Optimierungsmafnahmen
erforderlich, so ist eine SP-V nicht erforderlich. Ob dies der Fall ist, ist eine technische/wirt-
schaftliche Frage und keine juristische und ist mE von der OBB-Infrastruktur AG zu beantwor-

ten.

Sind solche BaumaBnahmen aus heutiger Sicht in absehbarerer Zukunft erforderlich, so ist
eine Einzelfallprifung nach § 3 Abs 2 SP-V-G durchzufiihren: Die Netzveranderung ist dann
nicht einer strategischen Priifung zu unterziehen, wenn der BMIMI in Form einer Einzelfall-
prifung feststellt, dass die vorgeschlagene Netzverdanderung — einschliefSlich der in absehba-
rerer Zeit gebotenen Baumalknahmen zur Optimierung der Verkehrsbedienung — eine gering-
flgige Netzveranderung ist und sie voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf die im
§ 5 Z 4 lit a bis j SP-V-G angefiihrten Ziele und auf die Umwelt erwarten lasst. Diese Feststel-
lung ist vom BMIMI unter Angabe der Griinde, die dieser Feststellung zu Grunde liegen, auf

der Internetseite des BMIMI zu veroffentlichen.

Eine andere Moglichkeit, die Eisenbahnstrecke nach Bregenz bzw zur Staatsgrenze zur Hoch-
leistungsstrecke zu erkldaren, besteht aufgrund der derzeitigen Rechtslage des SP-V-G und der

SUP-Richtlinie mE nicht.

4.2.

Welche Mdglichkeiten gibt es, die rechtliche Eigenschaft von bestehenden Strecken oder Stre-
ckenabschnitten, die nicht zweifelsfrei durch eine HL-VO umfasst sind, als HL-Strecken (ohne

SP-V oder Verdnderung einer HL-VO) zu bestdtigen?

= 7.B. durch Ergénzung eines Passus im HIG, der entsprechende Interpretationen bestehen-
der HL-VOs ermdéglicht?

= 7.B. durch eine Verordnungsermdichtigung iS einer ,,authentischen Interpretation”, mit der
die betreffenden Strecken bzw. Streckenteile taxativ als durch eine bestehende HL-VO um-

fasst genannt werden? Braucht es dazu eine Novellierung des HIG?

Wie unter 2.4.2. ausgefiihrt, ist in Bezug auf mehrere Eisenbahnstrecken strittig, ob diese von
einer Hochleistungsstrecken-Verordnung erfasst werden. Dies betrifft insbesondere das Ei-
senbahnstreckennetz in Wien, weil die Wendung ,,Raum Wien“ keinerlei Abgrenzung erlaubt,

welche Strecken im Gemeindegebiet Wiens erfasst sein sollen.
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Fiir eine Klarstellung durch den Gesetzgeber sehe ich keine Moglichkeit, weil die Aufgabe, die
Hochleistungstrecken zu definieren eben der Bundesregierung tibertagen wird und der Ge-

setzgeber keine Verordnungen praziseren kann.

Eine bloBe Interpretation der Hochleistungstrecken-Verordnungen ist mE nicht ausreichend,
weil — wie ausgefihrt (S 32 ff) — gravierende Bedenken bestehen, dass die derzeitigen Rege-

lungen einiger Verordnungen mit Art 83 Abs 2 B-VG in Widerspruch stehen.

Als authentische Interpretation bezeichnet man im juristischen Kontext die verbindliche Aus-
legung einer Rechtsnorm durch dasjenige Organ, das diese Norm erlassen hat. Damit unter-
scheidet sich die authentische Interpretation von anderen Auslegungsformen, da sie einen
besonderen Rechtscharakter besitzt: Sie kommt einer erneuten Rechtssetzung gleich, da das

urspriinglich zustandige Organ den eigenen Text final und verbindlich erklart.

Dies hat zur Folge, dass eine durch die einschlagige EU-Richtlinie vorgegebene SUP-/SP-V-
Pflicht durch eine authentische Interpretation nicht umgangen werden kann. Eine solche Ver-
pflichtung bestiinde nur dann nicht, wenn die strittige Strecke nachweislich schon vor der au-
thentischen Interpretation in einer Hochleistungsstrecken-Verordnung enthalten war. Uber
kurz oder lang musste das BVwG wiederum klaren, ob dies der Fall war. Kommt das Gericht
zum Ergebnis, dass dies nicht der Fall war und die authentische Interpretation der Bundesre-
gierung einer materiellen Anderung der betreffenden Hochleistungsstrecken-Verordnung

gleichkommt, kdnnte dies eine Verletzung des SP-V-G zur Folge haben.

Als zweckmaRBiger erscheint mir daher, die Klarstellung durch eine Novelle der Hochleistungs-
strecken-Verordnung vorzunehmen. Da bei dieser Klarstellung nur bereits bestehende Stre-
cken erfasst werden sollen, kdnnte der BMIMI nach § 3 Abs 2 und 3 SP-V-G vorgehen. Siehe

dazu die ndaheren Ausfiuihrungen unter 4.3.

4.3.

Im Falle, dass eine bestehende Strecke ohne SP-V zur HL-Strecke erkldrt wird, auch da sie be-
reits den Charakter einer HL-Strecke iSd § 1 Abs 1 HIG aufweist: Inwieweit kénnen spdter ge-
plante umfangreiche Baumafinahmen gem § 3 SP-V-G eine etwaige SP-V auslésen? Inwieweit

ist die Erklérung zur HL-Strecke ohne vorhergehende SP-V in diesem Falle rechtlich angreifbar?

40



Wie unter 4.2. ausgefiihrt, sieht § 3 Abs 3 SP-V vor, dass eine SP-V entfallen kann, wenn die
zukunftige Hochleistungsstrecke , keiner oder keiner umfangreichen Baumafinahmen zur Op-
timierung der Verkehrsbedienung” bedarf. Im Gesetz ist allerdings nicht konkretisiert, welche
Konsequenzen es hat, wenn sich nachtraglich, also nach der Erklarung einer Strecke zur Hoch-
leistungstrecke herausstellt, dass Baumalinahmen erforderlich sind. Auch in den Gesetzesma-

terialien zum SP-V-G findet sich dazu kein Hinweis.

Mit der Frage, ob die Anderung eines Plans in Bezug auf ein bereits vor dessen Inkrafttreten
genehmigtes Projekt, die die Grundlage fiir zukiinftige Genehmigungen dieser Anlage sein
kann, einer SUP unterzogen werden muss, war der EuGH im Verfahren C-225/13, Ville d’Ot-
tignies-Louvain-la-Neuve/Region wallonne befasst. Im Urteil vom 9. April 2014 (E-

CLI:EU:C:2014:245) lieR der Gerichtshof diese Frage allerdings offen.

Abzustellen ist auf den Wortlaut der Regelung des § 3 Abs 3 SP-V-G. Dieser nimmt Bezug auf
den Umfang, in dem die Erklarung bestehender Eisenbahnen (...) zu Hochleistungsstrecken
gemal § 1 HIG vorgeschlagen wird. Aus dieser Wendung ergibt sich mE, dass es zum Zeitpunkt
der Erklarung einer Strecke zur Hochleistungstrecke weder geboten sein darf, dass diese aus-
oder umgebaut werden muss, um den Vorgaben des § 1 Abs 1 HIG zu entsprechen (,,beson-
dere Bedeutung fiir einen leistungsféhigen Verkehr mit internationalen Verbindungen oder fiir
den Nahverkehr”), noch dass zu diesem Zeitpunkt Planungen bestehen dirfen, um sonstige

OptimierungsmaBBnahmen an der Strecke vorzunehmen.

Gibt es derartige Planungen zu jenem Zeitpunkt, zu dem eine Hochleistungsstrecken-Verord-
nung erlassen oder gedandert werden soll, so ist nach & 3 Abs 2 SP-V-G vorzugehen; das bedeu-

tet, dass die SP-V-Pflicht vom Ergebnis einer Einzelfallpriifung abhangt.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang aber Folgendes: Angenommen eine bestehende
Strecke wird zur Hochleistungsstrecke erklart und einige Jahre spater erweisen sich Ausbau-
und OptimierungsbaumaBnahmen als erforderlich, so stellt sich die Frage, ob diese spateren
Baumalinahmen eine nachtragliche SP-V-Pflicht auslésen kénnen. Dies ist mE zu verneinen.
§ 3 Abs 3 SP-V-G kann begrifflich nur auf den Zeitpunkt der Erlassung oder Anderung der ein-
schlagigen Hochleistungsstrecken-Verordnung abstellen. Waren die Voraussetzungen einer
SP-V-Pflicht zu diesem Zeitpunkt nicht gegeben, kdnnen nachtraglich auftretende Notwendig-

keiten von Ausbaumafnahmen keine SP-V-Pflicht mehr begriinden.
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Damit das Unterbleiben der SP-V nicht angreifbar ist, empfehle ich, auch in diesen Konstella-
tionen eine Einzelfallpriifung durchzufiihren. Durch eine solche ware die Auseinandersetzung
mit der SP-V-Pflicht und das Nichtbestehen von Planen fir BaumalBnahmen zur Optimierung
verfahrensrechtlich dokumentiert. Wirde sich das BMIMI auf die ex-lege Befreiung von der
SP-V nach § 3 Abs 3 SP-V-G stiitzen, kénnte spater nicht mehr (einwandfrei) nachgewiesen
werden, dass zum Zeitpunkt der Anderung bzw Erlassung der betreffenden Verordnung eben

keine Planungen fiir solche BaumaBnahmen vorhanden waren.

Wirde die Erklarung einer Strecke zur Hochleistungstrecke zu Unrecht ohne SP-V erfolgen,
ware die entsprechende Verordnung gesetzwidrig und kdnnte vom zustandigen Verwaltungs-
gericht beim VfGH angefochten werden. Zudem diirfte sich keine materiengesetzliche Geneh-

migung auf die insoweit unionsrechtswidrige Verordnung stiitzen.

4.4.

Die 3. HL-VO umfasst u. a. die Strecke Wien-Eisenstadt-Oberwart-Graz-Klagenfurt-Villach-
Staatsgrenze Osterreich/Italien. Im Abschnitt Eisenstadt — Oberwart — Graz besteht keine Stre-
cke und es bestehen keine Planungen, eine solche Strecke zu errichten. Der Abschnitt Graz —
Klagenfurt — Villach — Staatsgrenze Osterreich/Italien ist durch die Koralmbahn und die Siid-
bahn realisiert. Die Raaber Bahn umfasst in Osterreich die Strecke Ebenfurth-Wulkaproders-
dorf-Staatsgrenze bei Schattendorf. Derzeit vertritt das BMIMI die Rechtsmeinung, dass die
Raaber Bahn mit der 3. HL-VO abgedeckt ist und einem Teil des Abschnitts Wien — Eisenstadt
der 3. HL-VO entspricht. Somit ist das BMIMI die zustdndige Behérde im Eisenbahnrecht und
UVP-Recht. Im aktuellen Genehmigungsverfahren zur Ebenfurther Schleife wird dies jedoch an-

gezweifelt.

= |nwieweit ist die Raaber Bahn durch die 3. HL-VO abgedeckt?

= Falls die Raaber Bahn nicht zweifelsfrei HL-Strecke ist, was braucht es, damit die Raaber
Bahn zur HL-Strecke wird? Braucht es eine eigene HL-VO? Braucht es eine SP-V?

= Wie ist mit der nicht vorhandenen, jedoch HL-verordneten Strecke zwischen Eisenstadt-
Oberwart-Graz umzugehen? Kann dieser Abschnitt ohne SP-V gestrichen werden (vgl § 3

Abs 3Z 1 SP-V-G)?

Die Frage, ob die Raaber-Bahn durch die 3. Hochleistungsstrecken-Verordnung umfasst ist, hat

das BVwWG im Erk vom 26. 6. 2025, W270 2284761-1/78E, W270 2304420-1/28E, W270
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2307852-1/23E verneint. Diesbeziiglich ist meines Wissensstandes nach ein Revisionsverfah-
ren beim VWGH anhangig. Daher erscheint es nicht tunlich, diese Frage in diesem Rahmen

gutachterlich zu beantworten.

Sollte der VWGH die Rechtsansicht des BVwG bestdtigen, miisste entweder die 3. Hochleis-
tungsstrecken-Verordnung entsprechend geandert oder eine eigene, neue Verordnung erlas-
sen werden. Auf eine SP-V kénnte dabei nur verzichtet werden, wenn im Rahmen einer Ein-
zelfallpriifung festgestellt wird, dass diese Netzverdnderung eine geringfiigige Netzverande-
rung ist und diese voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf die im § 5 Z 4 lit a bis j

angefiihrten Ziele und auf die Umwelt erwarten lasst.

Die nicht vorhandene Strecke Eisenstadt-Oberwart-Graz, zu der es meines Wissens nach kei-
nerlei Planungen gibt, kdnnte gem § 3 Abs 3 Z 2 SP-V-G (,,Verordnungsentwidirfe[n] fiir eine
Anderung von Verordnungen gemdfs § 1 HIG in dem Umfang, in dem vorgeschlagen ist, die
Erklérung von geplanten oder bestehenden Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken zuriick zu

nehmen®) ohne SP-V aus der 3. Hochleistungsstrecken-Verordnung gestrichen werden.

4.5.

Raum nordwestlich von Wien: In der 2. HL-VO ist die Strecke ,Raum Wien-St. Pélten” als HL-
Strecke verordnet. In der 4. HL-VO ist u. a. die Franz-Josefs-Bahn mit der Bezeichnung ,,Raum
Tulln — Staatsgrenze bei Gmiind“ als HL-Strecke verordnet. Welche Strecken im Raum nord-
westlich von Wien damit umfasst sind, ist nicht zweifelsfrei gekldrt (innere Franz-Josefs-Bahn,

Nordwestbahn nérdlich der Donau, Tullnerfelder Bahn, Absdorf-Hippersdorf, alte Weststrecke)

= Welche Strecken sind durch die bestehenden VO abgedeckt? Welche Strecken(teile) sind
strittig?
= Was braucht es, um strittige Strecken(teile) zur HL-Strecke zu erkldren? Braucht es eigene

HL-VO? Braucht es eine SP-V?

Zu dieser Frage muss ich festhalten, dass ich nicht tGber die zur Beurteilung erforderlichen Un-
terlagen — insbesondere liber den der Beschlussfassung der Bundesregierung zur 2. und 4.
Hochleistungsstrecken-Verordnung zugrundeliegenden Ministerratsvortrag — verfiige. Eine

Beantwortung ist daher nur eigeschrankt moglich.
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Ich gehe davon aus, dass mit der 2. Hochleistungsstrecken-Verordnung die Weststrecke ver-
ordnet wurde; und zwar sowohl die Streckenfiihrung (iber den Lainzer-Tunnel als auch die
,alte” Weststrecke. Es sind mE keine Hinweise erkennbar, dass mit der Inbetriebnahme des
Lainzer Tunnels die ,alte” Weststrecke den Charakter einer Hochleistungstrecke verlieren
sollte. Samtliche anderen Streckenteile nordwestlich von Wien sind aufgrund des Wortlautes

der Hochleistungstrecken-Verordnungen nicht bzw erst ab dem Bahnhof Tulln erfasst.

Sollen diese Strecken zu Hochleistungsstrecken erklart werden, ist nach § 3 Abs 2 und 3 SP-V-G
vorzugehen: Sollen nur die bestehenden Strecken erfasst werden, ohne dass in absehbarerer
Zeit Baumalinahmen zur Optimierung geplant sind, ist eine SP-V gem §3 Abs3 Z1 und 2
SP-V-G nicht durchzufiihren. Wie unter 4.3. ausgefiihrt, empfehle ich dessen ungeachtet eine
Einzelfallprifung nach § 3 Abs 2 SP-V-G, um die Auseinandersetzung mit der SP-V-Pflicht und
das Nichtbestehen von Planen fiir Baumalnahmen zur Optimierung fiir die Zukunft verfah-

rensrechtlich zu dokumentieren.

Soll eine Strecke zur Hochleistungsstrecke erklart werden, die in Zukunft ausgebaut werden

soll, ist jedenfalls eine Einzelfallprifung nach & 3 Abs 2 SP-V-G erforderlich.

4.6.

Die Strecke Salzburg-Woérgl ist derzeit mit der 1. HL-VO (Salzburg—Schwarzach/St. Veit—Vil-
lach—Staatsgrenze bei Rosenbach) und der 3. HL-VO (Salzburg — Wérgl) abgedeckt.

= |nwieweit besitzt diese Strecke HL-Charakter?
= st es notwendig, diese doppelte Verordnung aufrechtzuerhalten?
= st die Bestandsstrecke Bischofshofen-Wdrgl zweifelsfrei abgedeckt oder stellt die Formu-

lierung in der 1. HL-VO auf eine damals ggf. gemeinte Neubaustrecke Salzburg-Wérgl ab?

Dass eine Eisenbahnstrecke in zwei Hochleistungstrecken-Verordnungen genannt ist, hat
keine rechtlichen Auswirkungen. Weder bewirkt die doppelte Nennung eine spezielle Rechts-
folge, noch ist sie schadlich. Die betreffende Strecke ist in gleicher Weise eine Hochleistungs-
strecke wie eine solche, die nur in einer Hochleistungstrecken-Verordnung normiert ist. Die
doppelte Nennung ist somit weder notwendig noch schadlich. Ob sie beibehalten wird, ist eine

rein politische Entscheidung.
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Ob die Formulierung in der 1. Hochleistungsstrecken-Verordnung auf eine damals ggf ge-
meinte Neubaustrecke Salzburg-Worgl abstellt, kann mE nur unter Riickgriff auf den der Be-
schlussfassung der Bundesregierung zugrundeliegenden Ministerratsvortrag beurteilt wer-

den. Dem Wortlaut der Verordnung ist keine solche Einschrankung zu entnehmen.

45



	Inhaltsverzeichnis
	1. Fragestellung und Gutachtensauftrag
	2. Analyse der bestehenden Rechtslage
	2.1. Kompetenzverteilung
	2.1.1. Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG
	2.1.2. Art 10 Abs 1 Z 9 iVm Art 11 Abs 6 B-VG

	2.2. Einfachgesetzliche Rechtslage
	2.2.1. HlG
	2.2.1.1. Hochleistungsstreckenverordnung
	2.2.1.2. Trassengenehmigung
	2.2.1.3. Planungsspielraum bei der Trassenfestlegung
	2.2.1.4. Parteienrechte im Trassengenehmigungsverfahren
	2.2.1.5. Auflage zur Einsicht
	2.2.1.6. Inhalt des Trassengenehmigungsbescheids
	2.2.1.7. Wirkung des Trassengenehmigungsbescheids
	2.2.1.8. Vorläufige Sicherstellung des Trassenverlaufs

	2.2.2. EisbG
	2.2.2.1. Eisenbahnrechtliche Baugenehmigung
	2.2.2.2. Wirkung des Baugenehmigungsbescheids
	2.2.2.3. Betriebsbewilligung

	2.2.3. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000
	2.2.3.1. Allgemeines
	2.2.3.2. UVP-Verfahren nach dem dritten Abschnitt
	2.2.3.3. Verhältnis des dritten zum zweiten Abschnitt des UVP-G 2000
	2.2.3.4. Verfahrensrecht
	2.2.3.5. Sachliche Vollziehungszuständigkeit nach dem dritten Abschnitt
	2.2.3.6. Rechtsschutz im Verfahren nach dem dritten Abschnitt

	2.2.4. Bundesgesetz über die strategische Prüfung im Verkehrsbereich (SP-V-G)

	2.3. Verordnungen
	2.4. Notwendigkeit der Änderung der/einzelner HL-VOs
	2.4.1. Legalitätsprinzip (Art 18 B-VG)
	2.4.2. Recht auf den gesetzlichen Richter (Art 83 Abs 2 B-VG)


	3. Mögliche Novelle des Hochleistungsstreckengesetzes
	3.1. Begutachtungsentwurf des BMIMI
	3.2. Kommentierung des Entwurfes und Anpassungsvorschläge
	3.2.1.
	3.2.2.
	3.2.3.
	3.2.4.
	3.2.5.
	3.2.6.


	4. Fragen Novellierung HlG/HL-Strecken
	4.1.
	4.2.
	4.3.
	4.4.
	4.5.
	4.6.


